
Jetzt ist Wahlkampf - und 
die etablierten Parteien 
versprechen wieder ein-
mal, dass sie jetzt alles an-
ders machen werden. Aber 
wir wissen: das ist nur 
Stimmenfang, auf die da 
oben ist kein Verlass. Die 
SLP tritt in Oberösterreich 
an – ist aber bundesweit 
aktiv. Wir haben keine 
Wahlgeschenke – aber ein 
Angebot: Kämpfe mit uns 
gemeinsam, anstatt dich 
alleine über Korruption 
und die Politik für Reiche 
zu ärgern.

- Wir waren Teil der Protes-
te gegen den 12-Stunden-
Tag. Mach mit uns Druck 
auf die Gewerkschafts-
führung, endlich Kampf-

maßnahmen zu star-
ten um diese und andere 
Maßnahmen zurückzu-
schlagen.

- Wir haben in Linz die Pri-
de zentral mitorganisiert 
und treten gegen deren 
Kommerzialisierung so-
wie für eine kämpferische 

und antikapitalistische 
LGBTQIA+ Bewegung ein.

- Wir organisieren Aktionen 
gegen die FPÖ, weil diese 
für Rassismus und beson-
ders aggressiven Sozial-
abbau steht, und wir blo-
ckieren gewaltbereite, ge-
fährliche Faschist*innen.

- Wir setzen uns für Frau-
enrechte ein, aber nicht 
nur für jene auf dem Pa-
pier. Wir kämpfen z.B. für 
leistbaren Wohnraum für 
alle durch eine massive 
öffentliche Wohnbauof-
fensive, damit Frauen, die 
von Gewalt betroffen sind, 
nicht durch finanzielle 

Abhängigkeit gezwungen 
werden, bei ihrem Partner 
zu bleiben.

- Wir sind Teil der Klima-
proteste und verlangen 
Nulltarif auf allen Öffis 
und die Enteignung der 
großen CO2 Produzen-
ten, als ersten Schritt hin 
zu einer demokratisch ge-
planten Wirtschaft.

- Wir haben die Streiks im 
Sozialbereich unterstützt 
und fordern, dass die Ge-
winne der Großkonzer-

ne für Soziales, Gesund-
heit und Bildung für al-
le, sowie zur Bekämpfung 
der Klimakrise verwendet 
werden müssen.

- Wir wollen mit dir ge-
meinsam kämpfen: ge-
gen die Kürzungen der 
vergangenen und künf-
tigen Regierungen. Für 
eine neue Partei für 
Arbeiter*innen und Ju-
gendliche. Für eine de-
mokratische Gesellschaft, 
in der nicht Profite, son-
dern Mensch und Natur 
im Zentrum stehen. Er-
setzen wir den Wahnsinn 
des Kapitalismus durch 
eine andere, eine demo-
kratische, sozialistische 
Gesellschaft.

Jan Millonig, 
Pfleger und 

Spitzenkandidat der SLP

Wir sagen:
 F Gemeinsam kämpfen 
statt alleine ärgern: 
Am 29.9. in Oberös-
terreich SLP wählen 
und aktiv werden!
 F Für eine breite 
und bundesweite 
Kampagne gegen die 
Kürzungspolitik der 
neuen Regierung – von 
Demonstrationen bis 
zu Arbeitskämpfen!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Die Reichen sollen zahlen
Dass Krisen auf Arbeiter*innen abgewälzt 
werden, ist kein Naturgesetz, sondern ei-
ne Frage des Kräfteverhältnisses zwischen 
Kapitalist*innen und Arbeiter*innen. Wenn 
die Gewerkschaft wirkliche Kämpfe und 
Streiks organisieren würde, könnten wir die 
Angriffe der Herrschenden zurückschlagen. 
                                          Seite  2 

Massenproteste in Hongkong
In Hongkong versucht die Regierung, zusam-
men mit der Spitze der chinesischen Dikta-
tur, durch die schleichende Anwendung des 
Kriegsrechts die Proteste zu unterbinden, De-
monstrationen zu verbieten und die Bevölke-
rung einzuschüchtern. Doch die Protestbewe-
gung hält dagegen.                                  
                                                                                                     Seite   12

Schwerpunkt
Wir sind inmitten einer glo-
balen Umweltkatastrophe. 
Die Frage lautet nicht, ob es 
schlimm wird, sondern in 
welchem Ausmaß. Kapita-
lismus und Klimawandel 
hängen zusammen.  
                                Seiten 7-10

Wir wollen mit dir gemeinsam kämpfen:
Gegen die Kürzungen der vergangenen
und künftigen Regierungen.

CWI
CIT
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Von Sonja Grusch Es ist Herbst, 
Schulen und Universitäten 
gehen wieder los. Und es ist 
Wahlkampf. Also äußern sich 
die Parteien mal wieder zur 
Bildung. Schließlich geht es 
um „die Zukunft“ und „die 
Bildung“. Damit kann man 

leicht Punkte machen. Vorne mit dabei: Die Indust-
riellenvereinigung (IV), die sogar ein eigenes „Wahl-
programm“ aufgestellt hat - also ihre Wunschlis-
te an die kommende Bundesregierung. Sie will ver-
stärkte „Vermittlung von Wirtschaftsthemen“ und 
mehr direkten Einfluss von Unternehmen auf die 
Inhalte. Außerdem will sie „unternehmerisches 
Denken“ stärker im Unterricht verankern, also eine 
Propagandaoffensive. Schon die ganz Kleinen sollen 
eingetrichtert bekommen, dass es keine Alternati-
ve zum Kapitalismus gebe. Ganz nebenbei will man 
auch noch öffentliche Gelder umleiten -wenn z.B. 
Privatunternehmen kleine Summen an Universitä-

ten anlegen, um mit viel öffentlichem Geld zu for-
schen – und die Ergebnisse dann bei der Privatwirt-
schaft verbleiben.

Sehr offen zeigen IV & Co. worum es in einer ka-
pitalistischen Gesellschaft geht: Alles dreht sich 
um die Notwendigkeiten des kapitalistischen 
Marktes. Der Mensch ist (wie auch die Natur) Mit-
tel zum Zweck, liefert Arbeitskraft und dient als 
Konsument*in. Menschliche Bedürfnisse werden je-
nen der Profitwirtschaft untergeordnet. Die etab-
lierten Parteien haben die Aufgabe, diesen Prozess 
zu optimieren und die Wunschliste der Wirtschaft 
abzuarbeiten. Die gemeinsame Schule von 6-14 Jäh-
rigen fordert die IV nicht aus fortschrittlichen Grün-
den - sondern um Kosten zu sparen und das Schul-
system auf seine profitablen Teile zusammenzukür-
zen.  Also: Keine Illusionen in die Bildungsprogram-
me der diversen Parteien und ihrer „Expert*innen“! 
Eine wirklich andere Bildungspolitik braucht eine 
wirklich andere Gesellschaft, ganz ohne kapitalisti-
sche Notwendigkeiten.

Der Einfluss der Reichen und 
Superreichen in der Po-
litik ist nichts Neues, im 
Gegenteil. Bereits bei 
Gründung der 1. Repub-
lik wurde der Adel nicht 
enteignet, sondern konn-
te weiterhin Reichtum 
und politischen Einfluss 
bewahren – teilweise bis 
heute: Aus der Adelsfa-
milie Abensperg & Traun 
flossen rund 20.000€ an 
Kurz, Ulrich Habsburg-
Lothringen war bis 2010 
grüner Politiker. Auch die 
Entnazifizierung wur-

de nach 1945 nur sehr 
schleppend begonnen und 
rasch wieder eingestellt - 
Kapitalist*innen profitie-
ren bis heute von Gewin-
nen aus Zwangsarbeit und 
Arisierung. Und auch in 
der 2. Republik gab und 
gibt es laufend – von der 
SPÖ mitgetragene und 
durchgesetzte - Geschen-
ke für Reiche und Super-
reiche: Privatisierungen, 
Steuersenkungen (z.B. 
Abschaffung der Vermö-
genssteuer) und neolibe-
rale Kürzungspolitik.

Steuergeschenke und 
Politik für Superreiche

Reiche haben Einfluss - 
direkt wie indirekt

Bauchnabel 
Wirtschaft
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Das Strache-Ibiza-Video 
zeigt nur, was gang und 
gebe ist in den politischen 
Hinterzimmern. Auch di-
rekt an den Schalthebeln 
sitzen Reiche und Su-
perreiche: Iris Ortner et-
wa, die aus der 44.reichs-
ten Familie Österreichs 
stammt, wurde Auf-
sichtsrätin bei der Öster-
reichischen Beteiligungs 
AG, die (teil-)staatliche 
Unternehmen privatisie-
ren soll. Ihr Vater Klaus 
Ortner spendet 2017-19 
rund 1 Mio.€ an die ÖVP. 

Auch im Parlament und 
rund um die Parteien 
sind die Kapitalist*innen 
aktiv, sei es wie bei Ha-
selsteiner, dem STRA-
BAG-Miteigentümer, Li-
berales Forum-Gründer 
und NEOS-Unterstützer 
oder beim Team Stronach 
rund um den Magna-Boss. 
Und auch Großspenden 
z.B. vom KTM-Chef Pie-
rer (436.463€ an die ÖVP) 
haben Einfluss auf Politik 
und Programm der etab-
lierten Parteien. Wer zahlt, 
schafft bekanntlich an...

Der Übergangs-Finanz-
minister „warnt“ vor 
den Kosten für das „freie 
Spiel der Kräfte“ der letz-
ten Parlamentssitzungen. 

Sebastian Kurz kritisiert 
„Wahlzuckerln“ wie die 
Erhöhungen des Pflege-
geldes oder die Anrech-
nung von Kinderbetreu-
ungszeiten. Und Presse-
“Expert*innen“ stimmen 
mit ein und beklagen, die 
Parteien würden Steuer-
geld „verschwenden“.

Das sind Vorboten der 
Politik der nächsten Re-
gierung – egal welcher. 
Diese wird vom Dogma 

„Wir müssen sparen“ ge-
prägt sein. Angesichts der 
globalen Verschuldung 
von 318% des weltweiten 
Outputs wird sie versu-

chen, die Schulden nicht 
zu hoch (und damit das 
internationale Rating zu 
schlecht) werden zu las-
sen. Zudem müssen die 
staatlichen „Kriegskas-
sen“ nach der letzten Kri-
se wieder aufgefüllt und 
auf die kommende Krise 
vorbereitet werden. Zah-
len wollen Reiche und Su-
perreiche dafür natürlich 
nicht. Finanziert werden 
soll das über Kürzun-

gen bei Bildung, Gesund-
heit und Sozialem, wäh-
rend die „Steuerlast“ der 
Reichen weniger werden 
soll – z.B. mit der eigent-
lich von Schwarz-Blau 
geplanten Steuerreform. 
Doch dass Krisen auf uns 
abgewälzt werden, ist 
kein Naturgesetz, son-
dern eine Frage des Kräf-
teverhältnisses zwischen 
Kapitalist*innen und 
Arbeiter*innen. Wenn die 
Gewerkschaft wirkliche 
Kämpfe und Streiks or-
ganisieren würde, könn-
ten wir die Angriffe der 
Herrschenden zurück-
schlagen und sogar Ver-
besserungen erkämp-
fen. An Reichtum man-
gelt es nämlich nicht: Das 
reichste 1% besitzt mehr 
als die ärmsten 90% zu-
sammen!

Moritz Bauer

Der Sozialabbau soll die 

Kriegskassen der Unternehmen 

füllen – Wehren wir uns!

Krise: Reiche sollen zahlen!
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Es würde auf der Hand lie-
gen, im Wahlkampf für die 
Zurücknahme des 12h Tags, 
der Zerschlagung der Min-
destsicherung und anderer 

Maßnahmen von Schwarz-
Blau 2 einzustehen. SPÖ 
und Grüne schweigen sich 
darüber jedoch aus, weil 
sie selbst auf Regierungs-
beteiligungen schielen. 
Die Geschichte wiederholt 
sich: Nach Schwarz-Blau 1 
in den 2000ern folgte 2007 
eine große Koalition, in der 
die SPÖ den Bundeskanzler 
stellte. Keine der schwarz-
blauen Verschlechterun-
gen wurde zurückgenom-

men. Der Grund dafür ist, 
dass alle etablierten Par-
teien programmatisch auf 
dem Boden des Kapitalis-
mus stehen.

In Zeiten der kapitalis-
tischen Krise bleibt dann 
wenig Spielraum, um in-
nerhalb des Systems fort-
schrittliche Reformen 
umzusetzen, weil sie den 
Profitinteressen gegen-
überstehen. Spardiktate, 
Kürzungen, Entlassungen 
müssen angeblich hinge-
nommen werden, bis die 
Wirtschaft wieder posi-
tive Zahlen schreibt. Eine 
glatte Lüge, denn von dem 

Wi r t sch a f t swach st u m 
der letzten Jahre spürte 
die Arbeiter*innenklasse 
nichts. Die Profite, die Un-
ternehmen eingefahren 

haben, werden nicht ange-
tastet. Das System an sich, 
das diese Krise produziert, 
wird zu keinem Zeitpunkt 
in Frage gestellt. Auf die 
aktuellen dringenden poli-
tischen Fragen von Wohn-
raum, Arbeitszeit, Löh-
nen, Bildung, Rassismus 
und Klima liefert keine der 
etablierten Parteien lin-
ke Antworten – denn diese 
müssten mit der Logik des 
Kapitalismus brechen.

Das Ergebnis ist so-
mit ein politischer Ein-
heitsbrei mit unter-
schiedlichen Image-
kampagnen, zuge-
schnitten auf einzelne 
Spitzenkandidat*innen, 
die mal mehr oder we-
niger sympathisch sind. 
Das vielbeklagte partei-
politische Hick-Hack ist 
dazu kein Widerspruch: 
Gerade weil sie sich kaum 
voneinander unterschei-
den, grenzen sie sich 
umso energischer von-
einander ab, um an Pro-
fil zu gewinnen. Nach der 
Amtszeit geht es dann 
sowieso meist direkt in 
die Privatwirtschaft, um 
miteinander Geschäfte 
zu machen: Glawischnig 
zu Novomatic, Gusen-
bauer zu Gazprom, Josef 
Pröll zu Raiffeisen. 

Martina Gergits

Die ÖVP ist Mitglieds-
partei der Europä-
ischen Volkspartei 
(EVP), ihre EU-Abge-
ordneten sitzen in der 
EVP-Fraktion. Die-
se kurze Übersicht soll 
einzelne Schwester-
parteien der ÖVP be-
leuchten.

Spanien: Die Partido 
Popular ist traditionell 
bester Sachwalter des 
EU-Kü rzu ngsd i kta-
tes und die korrupteste 
Partei des Landes. 2018 
wurde ein Großteil der 
Parteiführung wegen 
Korruption und Bil-
dung einer kriminel-
len Vereinigung verur-
teilt. Gegründet wurde 
die PP 1976 als „Alian-
za Popular“ durch den 
Zusammenschluss ver-
schiedener von alten 
Franco-Eliten gegrün-
deten Parteien. Das von 
ihr geplante Abtrei-
bungsverbot konnte 
nur durch landeswei-
te Massenproteste ver-
hindert werden.
Italien: Nachdem die 
Forza Italia in den letz-
ten EU-Legislaturperi-
oden bereits der Dikta-
torenenkelin Alessand-
ra Mussolini einen Platz 
in der EVP-Fraktion 
verschafft hatte, hat 
sie jetzt dem korrupten 
Parteivorsitzenden Sil-
vio Berlusconi ein Man-
dat in Brüssel gesichert.
Ungarn: Die Fidesz von 
Victor Orbán ist zwar 
aufgrund etwas zu rü-
pelhaften Auftretens 
von der EVP-Mitglied-
schaft suspendiert – 
mit ihrer rechtsauto-
ritären Politik hat die 
EVP aber im Grunde 
kein Problem. Fidesz-
Abgeordnete sind wei-
ter Teil der EVP-Frak-
tion und ihr EU-Spit-
zenkandidat wird Teil 
der neuen EU-Kom-
mission sein. Die ÖVP 
und Sebastian Kurz ha-
ben sich sogar gegen 
die Suspension der Fi-
desz ausgesprochen, 
die in der Vergangen-
heit auch durch anti-
semitische Kampagnen 
und profaschistische 
Geschichtsumdeutung 
aufgefallen ist.

Oliver Giel

Der rechte Rand

Die Grünen zeigten bei ih-
ren verschiedenen Koali-
tionen in den Landesre-
gierungen, dass sich ihr 
Programm dem Spardik-
tat der jeweilgen stärke-
ren Partei unterwirft. So 
verteidigten die Grünen 
die Kürzungen der Min-
destsicherung 2017 in Ti-
rol. Sie beschlossen mit 
der SPÖ in Wien die Null-
lohnrunden der Gemein-
debediensteten und die 
Grünen trugen auch die 
Spitalsreform in Oberös-
terreich mit.

Die Neos haben sich ein 
jüngeres Image als die 
ÖVP aufgebaut, stehen mit 
ihrem politischen Pro-
gramm aber weitgehend 
auf Linie mit der Volks-
partei. Die Parteifinanzie-
rung läuft über Hans Peter 
Haselsteiner, Vorstands-
vorsitzender der Stra-
bag, der erst 2019 wieder 
300.000 € spendete. Sie 
stimmten beispielsweise 
mit ÖVP und FPÖ für den 
12h Tag und verteidigten 
das Freihandelsabkom-
men TTIP.

Die Empörung der SPÖ über 
Schwarz-Blau ist geheu-
chelt – mit der FPÖ koa-
liert sie selbst auf Länder- 
und Gemeindeebene und 
der 12h-Tag stand schon 
in Kerns Plan A. Obwohl 
sie in Wien die Möglich-
keit hätte, echte Verbesse-
rungen umzusetzen, be-
schloss die SPÖ mit den 
Grünen massive Spitals-
kürzungen, setzte Schrit-
te in Richtung Privatisie-
rung des KAV und schloss 
5 von 12 Wiener Gemein-
despitälern.

Liste Jetzt: Peter Pilz´ Söld-
nertruppe bekämpfte eher 
sich selbst als die Regierung.   
Kein Wunder, schließ-
lich gibt es weder Partei-
programm noch demokra-
tische Strukturen. Dafür 
stimmt man in den Chor 
der antimuslimischen Het-
ze ein, anstatt linke Ant-
worten auf Kürzungspo-
litik und Rassismus zu ge-
ben. Anstatt ÖVP und FPÖ 
den Wind aus den Segeln zu 
nehmen, wird deren Agen-
da dadurch nur noch mehr 
gestärkt.

Imagekampagnen statt Opposition

Trotz der Selbstzerstörung der Regierung Kurz/Strache

hat keine der Oppositionsparteien eine 

glaubhafte politische Alternative anzubieten.

Wahlen 2019 - Etablierter Einheitsbrei !
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In Österreich gibt es keine 
Regelung für Hitzeferien. 
Bei Arbeiten in Büros soll-
te die Temperatur zwi-
schen 19-25° liegen, wenn 

Klimaanlagen vorhan-
den sind - diese sind aber 
nicht vorgeschrieben. 
Einzig bei Bauarbeiten im 
Freien muss ab 32,5°C ein 
Alternativarbeitsplatz ge-
funden oder die Arbeit 
eingestellt werden. Doch 
der Hitzetod eines Bauar-
beiters am Anfang dieses 
Sommers zeigt, wie we-
nig sich um die Einhal-
tung dieser ohnehin la-

xen Regelungen geküm-
mert wird. Hitze ist auch 
in meinem Betrieb jedes 
Jahr ein Thema. Bei Hit-
zewellen kommt es be-

reichsweise zu Tempera-
turen zwischen 40 und 
45°C. Ventilatoren, Ver-
teilen von Getränken und 
Eis und zögerliche Maß-
nahmen wie Folierung 
der Fenster brachten bis-
her nur leichte Linde-
rung. 

Deshalb hat meine Be-
triebsratsliste DSO ei-
ne Kampagne geplant, 

um die Werksleitung of-
fen mit dem Problem zu 
konfrontieren. Diese re-
agierte vorauseilend und 
kündigte eine Klimati-
sierung der Werkshallen 
an. Ein positiver Schritt, 
wenn auch um Jahre zu 
spät. Klimatisierung hat 
es in kleinen Bereichen 
auch vorher schon gege-
ben - jedoch erst als auf-
grund der Hitze die Tech-
nik versagte. Das Bei-
spiel zeigt, wie der Fak-
tor Mensch hinter Profit 
und Kosten gereiht wird. 
Es zeigt jedoch auch, dass 
es Sinn macht, aktiv zu 
werden. Denn die jetzi-
gen Maßnahmen wurden 
erst angekündigt, nach-
dem die Hitze offen von 
DSO im Wahlkampf the-
matisiert wurde.

 Thomas Hauer

Aus Betrieb & Gewerkschaft

Schweißtropfen auf 
dem heißem Stein?

Die Auslagerung der Ca-
ritas-Reinigungskräfte 
in das Tochterunterneh-
men „magdas“ bringt 
den Wechsel in einen 
schlechteren Kollektiv-
vertrag (KV). Lohnver-
luste für bereits bei der 
Caritas beschäftigte Rei-
nigungskräfte konn-
ten abgewendet werden, 
nachdem „Sozial, aber 
nicht blöd“ eine öffentli-
che Diskussion über den 
Angriff angestoßen hat-
te. Der Betriebsrat orga-
nisierte eine Betriebs-
versammlung, die Be-

legschaft der Caritas so-
lidarisierte sich mit den 
Reinigungskräften, was 
auch Betriebsrätin Wur-
zer im ORF betonte. Nun 
kam es zum kampflo-
sen Kompromiss durch 
den Betriebsrat. Der Deal 
kam ohne Einbeziehung 
der Betroffenen zustan-
de und lässt viele Fragen 
offen. Wenn die Eini-
gung bleibt, ist fix: Neue 
Beschäftigte bekommen 
rund 25% weniger Gehalt 
für die gleiche Arbeit. 
Und die Belegschaft wird 
in zwei KVs gespalten.

Ein Industriekonzern mit 
13 Standorten in 10 Län-
dern auf drei Kontinen-
ten will in seinem Werk 
in NÖ 50-70 Stellen strei-
chen. Die Betriebsrats 
(BR)-Mehrheit um einen 
Vorsitzenden, der FPÖ-
nahe ist, will das hinneh-
men. Sein zentrales Ver-
sprechen bei der BR-Wahl 
2019 war: Mehr Transpa-
renz, keine Hinterzim-
mer-Deals mehr. Jetzt 
stellt er sich gemeinsam 
mit der Liste des ÖVP-
nahen Ex-BR-Vorsitzen-
den sogar dagegen, eine 

Betriebsversammlung zu 
organisieren. Betriebs-
rat und SLP-Aktivist Tho-
mas Hauer bekämpft die-
se entmündigende BR-
Politik. Er tritt für eine 
Betriebsversammlung als 
ersten Schritt ein. Dort 
muss der geplante An-
griff erklärt und disku-
tiert werden, welche Pa-
lette an Möglichkeiten es 
gibt, sich zu wehren und 
welche von diesen Mög-
lichkeiten die Beschäftig-
ten selbst nutzen wollen. 
Updates folgen in VOR-
WÄRTS und auf slp.at.

VKKJ, ein Wiener Sozi-
albereichsbetrieb, wei-
gert sich, Beschäftigte laut 
Kollektivvertrag (KV) zu 
bezahlen. Auf eine Pro-
testkundgebung von Be-
triebsrat (BR) und Be-
schäftigten gemeinsam 
mit der GPA-djp vor der 
Firmenzentrale reagier-
te die Firma mittels Un-
terlassungsklage: So soll-
te der BR gezwungen wer-
den, auf weitere Proteste 
zu verzichten. Mittlerwei-
le ist die Klage zurückge-
zogen. Der Kampf um KV-
Löhne geht weiter.

Die Gewerkschaft muss für 

konsequente Hitze-Regelungen und 

und deren Einhaltung kämpfen.

SPÖ hat Gewerkschaften
nichts zu bieten
Was war das für ein Polit-
sommer. In einer mutigen 
und angriffigen National-
ratsrede hat SPÖ-Chefin 
Rendi-Wagner den Zwölf-
stundentag attackiert und 
ein Gesetz zu dessen Ab-
schaffung eingebracht. 
Was? Du hast davon nichts 
mitbekommen?

Das liegt daran, dass diese 
Rede nicht existiert. Und es 
wird sie auch nie geben. Die 
SPÖ hat keinerlei Interes-
se an einer Rücknahme des 
Zwölfstundentages, genau 
so, wie sie viele Schweine-
reien vergangener schwarz-
blauer Regierungen auch 
nicht zurückgenommen 
hat. Warten auf die SPÖ ist 
warten aufs Christkind.

Warten aufs Christkind 
ist aber keine ernsthafte ge-
werkschaftliche Strategie. 
Genau das ist aber in den 
letzten Jahren passiert. Da-
bei fing es gut an. Hundert-
tausende gingen gegen den 
Zwölfstundentag auf die 
Straße. Eine Streikbewe-
gung gegen die Regierung 
rückte in greifbare Nähe.

Doch dann hieß es seitens 
des ÖGB: „Wir regeln das 
über die Kollektivvertrags-
verhandlungen“. Aber die 
Abschlüsse waren mager 
und der Zwölfstundentag 
blieb. Dann hieß es: „Wir 
schlagen ein neues Arbeits-
zeitgesetz vor, welches eine 
neue Regierung umsetzen 
kann“. Auch hier ist es still 
geblieben.

Jetzt ist wieder Wahl-
kampf. Glaubt man aber den 
Gewerkschaftsführungen, 

 dann wird die SPÖ es rich-
ten. Doch auf welcher 
Grundlage beruht dieser 
Glaube? Die Basis dafür ist 
dünn. Programmatische 
Aussagen darüber, dass man 
vorhabe, die unsozialen und 
arbeitnehmer*innen-feind-
lichen Maßnahmen nicht 
nur der letzten, sondern 
auch der vorhergehenden 
Regierungen zurückzuneh-
men, sucht man vergeblich. 
Die SPÖ stellt sich zwar ge-
gen die Schuldenbremse in 
der Verfassung – gegen den 
von dieser Partei mitbe-
schlossenen Fiskalpakt aber 
nicht.

Tatsächlich hat der ÖGB ei-
ne historische Chance ver-
schenkt, als die Stimmung 
gegen den Zwölfstunden-
tag nicht genutzt wur-
de, um diese Maßnahme 
wirkungsvoll zurückzu-
schlagen. Das muss an-
ders werden. Denn wenn 
Gewerkschaften demons-
trieren und auch strei-
ken, bewirken sie eine 
Politisierung ihrer Mit-
glieder und darüber hi-
naus. Diese Politisierung 
kann Grundlage für eine 
neue linke, sozialistische 
Kraft werden, eine ech-
te Arbeiter*innenpartei, 
die für konsequenten Wi-
derstand gegen den Sozi-
alraub aller Parteien steht. 
Auf die Gewerkschafts-
führung können wir uns 
dafür nicht verlassen, das 
müssen wir schon selbst 
an der Basis tun!

Christian Bunke

Q Kampflose Einigung U Jobabbau in NÖ?
Kurznachrichten aus Betrieb & Gewerkschaft

R Abwehr
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Studien und Statistiken zei-
gen, dass Kinder und Ju-
gendliche immer häufiger 
übergewichtig oder adipös 
(fettleibig) sind. Als Prob-

lem wird oft genannt, dass 
Kinder zu viel sitzen und 
zu wenig Bewegung haben. 
Wie auch, wenn es an Schu-
len die tägliche Turnstunde 
nicht wirklich gibt? In den 
kurzen Pausen haben Ler-
nende lediglich Zeit, kurz 
auf die Toilette zu gehen 
oder die Materialien für die 
nächste Stunde herzurich-
ten. Der Unterricht findet 
überwiegend sitzend statt 
und das natürliche Bedürf-
nis, sich zu bewegen, wird 

als Nervosität und schlech-
tes Benehmen abgestem-
pelt. Kinder werden mit 
Medikamenten sogar „ru-
higgestellt“.

Im Beruf müssen viele Be-
schäftigte stundenlang sit-
zen. Es gibt keine regelmä-
ßigen Pausen oder Ange-
bote zur Bewegung am Ar-
beitsplatz. Schulbuffet und 
Werksküchen gibt es im-
mer weniger, und so wird 
aus Alternativlosigkeit und 
Zeitmangel vermehrt Fast-
food konsumiert, um dann 
schnell wieder zurück an 
die Arbeit zu können.

Für Sport und Bewegung 
gibt es ganz bewusst keinen 

Raum in der Arbeit und der 
Schule (außer in Eliteschu-
len und für Spitzenkräf-
te)! Darüber hinaus pendeln 
viele stundenlang zur Ar-
beit oder zum Ausbildungs-
platz. Weitere Faktoren wie 
andauernde Überlastung 
und Stresszustände sowie 
- gezwungenermaßen - 
schlechte Ernährung tragen 
zusätzlich zu Essstörungen 
und Übergewicht bei.

Der Kapitalismus bietet 
hier eine profitable private 
Lösung für das gesellschaft-
liche Problem: Eine zuneh-
mend boomende und teure 
Freizeitindustrie. Fast alle 
von uns kennen jemanden, 
der in einem Fitnessstudio 
angemeldet ist oder mit ei-
ner kostenpflichtigen App 
versucht, Gewicht zu ver-
lieren. Zwar gibt es in grö-
ßeren Städten Parks mit öf-

fentlichen Trainingsange-
boten und man kann auch 
immer kostenlos laufen, 
aber auch das wird immer 
mehr zur Zeitfrage. Nach ei-
ner Zwölf-Stunden-Schicht 
oder wenn man wieder bis 
in die Morgenstunden für 
eine Prüfung lernen muss, 
ist ein ausgewogenes Be-
wegungspensum nicht die 
oberste Priorität. 

Sport degeneriert in Fol-
ge dessen für viele zu einer 
weiteren Verpflichtung, der 
man nachkommen muss, 
um den negativen gesund-
heitlichen Rahmenbedin-
gungen des Alltags entge-
genzuwirken. Statt hart zu 
arbeiten und dann hart zu 
trainieren, braucht es ei-
ne gesunde Verbindung von 
Arbeit und Freizeit. 

Nur in einer sozialisti-
schen Gesellschaft, wo aus 

Arbeit und Freizeit kein Wi-
derspruch gemacht wird, 
können wir Rahmenbe-
dingungen für ein selbst-
bestimmtes und gesundes 
Leben schaffen. Das bedeu-
tet einerseits eine massive 
Arbeitszeitverkürzung, um 
Erschöpfung und Überar-
beitung entgegenzuwirken 
und um gleichzeitig mehr 
Zeit für körperliche Betäti-
gung zu haben; und ande-
rerseits braucht es öffentli-
che Angebote, um gemein-
sam mit Freund*innen aus 
Arbeit, Schule oder Wohn-
ort, Sport zu betreiben. Ge-
meinsame Bewegung wird 
so gesellschaftlich aufge-
wertet, statt allein – mit 
Kopfhörern isoliert – lau-
fen oder ins Studio gehen 
zu müssen, um einen Aus-
gleich zur Arbeit zu finden.

Stefan Brandl

Freiwillig fett und träge?

Eine teure Freizeitindustrie ist auf

Bewegungsmangel keine Antwort.

David H. Koch, der jünge-
re der berüchtigten „Koch 
Brothers“, ist tot. Der US-
Amerikaner und sein 
Bruder Charles verfüg-
ten über ein Privatvermö-
gen von knapp 100 Mil-
liarden Dollar. Sie mach-
ten ihren Reichtum durch 
die Öl- und Chemieindus-
trie, ihr Firmenimperi-
um erstreckt sich jedoch 
über alle wirtschaftlichen 
Bereiche. Ihre Milliarden 
nutzten die Koch Brothers 
besonders, um rechte Po-
litik zu finanzieren: Gegen 

Gewerkschaften, Klima-
schutz, Frauen- und LGBT-
QIA-Rechte und vieles 
mehr. Ihre Lobby-Organi-
sation „Americans for Pro-
sperity“ („Amerikaner für 
Wohlstand“) steht hinter 
unzähligen Gesetzen, die 
die Reichen und Mächtigen 
begünstigen – Sowohl Re-
publikaner als auch Demo-
kraten setzten die Wünsche 
der Koch Brothers bereit-
willig um. Die us-ameri-
kanischen Arbeiter*innen 
werden Koch keine Träne 
nachweinen.

Vor 50 Jahren fand das le-
gendäre Woodstock-Fes-
tival statt. Entgegen dem 
gegenkulturellen Mythos 
hatte Organisator Micha-
el Lang damals vor allem 
eines im Kopf: Richtig viel 
Geld machen. Gemeinsam 
mit zwei Risikokapital-In-
vestoren zog er das Projekt 
auf. Um die Gewinne zu 
maximieren, wurde vor al-
lem in Werbung investiert, 
um die Organisation vor 
Ort machte man sich kaum 
Gedanken. Das Ergebnis: 
völliges Chaos beim Festi-

val, nicht einmal Eintritt-
stickets wurden kontrol-
liert. Ironischerweise schuf 
das Versagen der profito-
rientierten Festivalorgani-
sation den künstlerischen 
und politischen Freiraum, 
der das Festival als Höhe-
punkt der gegenkulturel-
len Bewegung erscheinen 
ließ. Unvergessen blieb da-
bei etwa Jimi Hendrix‘ mu-
sikalische Zerstörung der 
US-Hymne, die er immer 
wieder durch bombenglei-
che Geräuschkulissen un-
terbrach. Geld machte da-

mit jedoch vor allem der 
Warner-Konzern, dessen 
Doku-Film „Woodstock“ 
gleichzeitig den Mythos 
Woodstock erst so richtig 
befeuerte. 50 Jahre später 
wollte Lang nun das Festi-
val im großen Stil zurück-
holen. Diesmal scheiterte 
er jedoch schon beim An-
lauf: Zwei Wochen vor dem 
Termin wurde das gan-
ze abgesagt, weil es wie-
der zu schlecht vorberei-
tet war und drohte, wie das 
desaströs gescheiterte Fyre 
Festival 2017 zu enden.

Den Löffel abgegeben Woodstock on Fyre
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Auch in diesem Jahr fand das 
SLP-Sommercamp wieder 
am Turnersee/Zablaško Je-
zero in Kärnten/Koroška 

statt. Von 18. bis 25. August 
nahmen 50 Interessierte 
aus sechs Ländern an mehr 
als 20 Arbeitskreisen und 
praktischen Workshops teil. 
Trotz des durchwachse-
nen Wetters war das Camp 
die perfekte Mischung aus 
Entspannung und politi-
scher Schulung. Die The-
men der Arbeitskreise 
reichten von der aktuel-
len Klimakrise, über Ge-
genwart & Geschichte der 
Arbeiter*innenbewegung, 

bis hin zu Berichten über 
soziale Bewegungen in ver-
schiedenen Teilen der Welt. 
An zwei Abenden standen 

spannende Podiumsdis-
kussionen, einerseits zum 
Zusammenhang von Ka-
pitalismus & Klima, ande-
rerseits zu internationa-
ler Solidarität in der Praxis, 
auf dem Programm. Neben 
inhaltlichen und theoreti-
schen Themen fanden zu-
dem praktische Workshops 
mit Rollenspielen und Re-
detrainings statt, sowie ein 
Ausflug zum Peršmanhof, 
der mit einem Über-
blick zum slowenischen 

Partisan*innenkampf ein-
geleitet wurde. Abseits des 
offiziellen Programms nutz-
ten die Teilnehmer*innen 

die Möglichkeit, den See 
zu erkunden, Sport zu be-
treiben und sich zu vernet-
zen. Mit dem erworbenen 
Rüstzeug wollen wir in den 
kommenden Monaten in 
Bewegungen intervenieren. 
Wir werden weiterhin auf 
der Straße und auf Demos, 
in Betrieben und Gewerk-
schaften präsent sein und 
für eine wirkliche, eine so-
zialistische Veränderung in 
der Gesellschaft kämpfen! 

Stefanie Klamuth
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Keine Sommerpause!
Auch über den Som-
mer organisierten SLP-
Aktivist*innen Straßen-
aktionen in Wien, um auf 
die Klimakrise aufmerk-
sam zu machen und sozi-
alistische Antworten vor-
zustellen. Bei Kundgebun-
gen in Floridsdorf und bei 
der Lugner City war unser 
Transparent "Klima retten 

= Kapitalismus abschaf-
fen" immer dabei. Auch 
die Schlagzeile der letz-
ten VORWÄRTS-Ausgabe 
("Die Reichen Ins Schwit-
zen bringen!") kam gut 

an - eine ältere Passantin 
meinte nur: "Richtig so! 
Bringt's sie ins Schwitzen!" 
Auch Jugendliche, die ei-
gentlich zum Fundraisen 
für große NGOs da waren, 
interessierten sich mehr 
für unsere Ideen als für 
ihre Job-Vorgaben. Zahl-
reiche Diskussionen zeig-
ten das hohe Interesse und 
die Bereitschaft, sich mit 
antikapitalistischen Ideen 
auseinanderzusetzen. Zu 
offensichtlich ist das Ver-
sagen des Kapitalismus 
angesichts der Klimakrise. 

Mit dem erworbenen Rüstzeug wollen wir in den 

kommenden Monaten mit sozialistischen 

Forderungen in Bewegungen intervenieren.

Die Veränderung sind wir — 
das war das Sommercamp 2019

Andere über uns

Wahlkämpfe sind Perioden gesteigerter politischer 
Aufmerksamkeit. Deswegen kandidieren wir, auch 
wenn wir uns keine Illusionen in einen Einzug ins 
Parlament machen. Medien wie der ORF berichten 
über unseren Antritt – dadurch lernen uns vie-
le Menschen überhaupt erst kennen und haben die 
Möglichkeit, sich mit unseren revolutionären Ide-
en auseinanderzusetzen.

Nach der tiefsten politi-
schen Krise der 2. Repub-
lik mit Ibiza-Affäre, Plat-
zen der Regierung und 
Neuwahlen stellt sich die 
Frage: Wie geht’s weiter 
nach den Wahlen? Keine 
etablierte Partei zeigt ei-
ne Alternative oder ech-
te Opposition zur Poli-
tik von Schwarz-Blau. 
Eine längst nötige, neue 
A rb e ite r*i n ne np a r te i 
existiert noch nicht, sie 
muss erst aufgebaut wer-
den. Wir haben uns ent-
schlossen, eine Kandida-
tur in Oberösterreich auf 
die Beine zu stellen und 
den Wahlkampf für den 
weiteren Aufbau einer re-
volutionären, sozialisti-
schen Partei zu nutzen. 
Denn nach der Wahl wird 
Widerstand in den Betrie-
ben, Schulen, Unis und 
auf der Straße notwendig 
sein, gegen die kommen-
de Regierung der Reichen, 
egal in welchen Parteifar-
ben sie daherkommt.

Als Partei, die nicht im 
Parlament sitzt, mussten 
wir dafür die undemo-
kratische Hürde von 400 
Unterstützungserklärun-
gen überwinden. Das be-
deutet: 400 Wahlberech-
tigte mussten mit amt-
lichen Lichtbildausweis 
auf ihrer Hauptwohnsitz-
gemeinde ein selbst mit-
gebrachtes Formular vor 
einem Beamten unter-
schreiben, die Unterstüt-
zungserklärung wieder 
mitnehmen und uns zu-
kommen lassen. Um das 
zu schaffen, mobilisier-
ten wir unser persönli-

ches und politisches Um-
feld – viele Kolleg*innen, 
auch Freund*innen und 
Mitkämpfer*innen, die 
uns von Kampagnen wie 
der Pride-Parade oder den 
Sozialbereichs-Streiks 
kennen, gingen unter-
schreiben. Außerdem 
sammelten wir in Linz 12 
Tage lang jeweils 11 Stun-
den auf der Straße. Dabei 
haben wir die Menschen 
politisch angesprochen 
und erklärt, warum wir 
antreten wollen: Nicht 
weil wir glauben, ins Par-
lament kommen zu kön-
nen, sondern um uns auf 
den Widerstand gegen die 
Kürzungen, Verschlech-
terungen und Spaltungs-
versuche der nächsten 
Regierung vorzubereiten. 
Nach 132 Stunden Kund-
gebung vorm neuen Rat-
haus, unzähligen Dis-
kussionen, vielen guten 
Rückmeldungen, über 
300 verkauften Zeitungen 
und dem einen oder an-
deren Sonnenbrand hat-
ten wir die Hürde über-
wunden. „Weil ihr Vor-
schläge macht, wie wir 
den 12-Stunden-Tag be-
kämpfen können, und 
nicht nur sagts: ‚Wählts 
uns!‘, unterschreib ich für 
euch“ erklärte ein Pas-
sant.

Du hast unterschrie-
ben? Danke! Du willst im 
Wahlkampf (und darüber 
hinaus) dabei helfen, eine 
sozialistische Alternative 
aufzubauen? Melde dich 
bei uns: /  !

Nikolas Wagner

Die SLP kandidiert in OÖ



Der im Oktober 2018 ver-
öffentlichte IPCC-Bericht 
(Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change) 
schärfte das Bewusst-
sein für das, was bereits 
bekannt war: Die globa-
le Erwärmung hat ein ge-
fährliches Niveau erreicht. 
Die Zukunft der Mensch-
heit in der Art und Wei-

se, wie wir sie kennen, ist 
in Gefahr. Der berühmte 
Satz von Rosa Luxemburg, 
dass wir entweder mit 
"Sozialismus oder Barba-
rei" konfrontiert sind, be-
kommt eine neue Bedeu-
tung. In diesem kapitalis-
tischen System wird die 
Zukunft der Menschheit 
mehr mit Mad Max, Wal-
king Dead oder anderen 
postapokalyptischen Sze-
narien gemeinsam haben 
als mit einer Welt, in der 

wir alle gerne leben wür-
den.

Die globale Erwärmung 
aufgrund des fortgesetz-
ten Ausstoßes fossilen 
CO₂ führt zur Zunahme 
von Extremwetter-Er-
eignissen (Stürme, Über-
schwemmungen, Dür-
ren). Mehr noch kommt 
es in Folge- und Wechsel-

wirkung zum dauerhaften 
Verlust der polaren Eis-
massen und dem Abtau-
en der Permafrost-Böden. 
Der Meeresspiegel steigt, 
die Ozeane (tatsächlich 
die größten „Lungen“ der 
Erde) versauern. Zusätz-
lich schwimmen unfass-
bare Mengen Plastikmülls 
darin. Lebensräume ver-
ändern sich in einem der-
art hohen Tempo, dass 
sich die betroffenen Lebe-
wesen nur schwer bis un-

möglich anpassen kön-
nen. Es kommt durch Ver-
wüstung und Meeresspie-
gelanstieg zum Verlust 
landwirtschaftlicher An-
bauflächen, gerade auch 
in Regionen, die schon 
jetzt besonders unter der 
systematischen Unge-
rechtigkeit des vorherr-
schenden Wirtschafts-

systems leiden müssen. 
Der Kampf um Ressour-
cen wie (Trink-)Wasser 
nimmt zu. Das Artenster-
ben beschleunigt sich und 
die Verschiebung der Kli-
mazonen lässt eine Viel-
zahl von Krankheiten 
ausbreiten. Gigantische 
Fluchtbewegungen über 
die bereits gegenwärti-
gen hinaus werden mit-
tel- und unmittelbar auf 
allen Kontinenten statt-
finden. Müll, inklusive 

nuklearer Abfälle, kann 
ganze Landstriche un-
bewohnbar machen. Wir 
sind mitten drin in einer 
globalen Umweltkatast-
rophe. Die Frage ist nicht, 
ob es schlimm wird, son-
dern in welchem Ausmaß.

Was genau hat das jetzt 
alles mit dem Kapitalis-
mus zu tun?

Für die Kapitalist*innen 
ist die Natur eine kosten-
lose Quelle von Reich-
tum. Sie kann bei ge-
schickter Gestaltung 
durch menschliche Ar-
beit riesige Profite für sie 
produzieren. Der Kapi-
talismus wird getrieben 
von der Notwendigkeit, 
Profit und mehr Profit zu 
machen. Alles wird zur 
Ware – einschließlich der 
gesamten Natur, inklusi-
ve des Menschen.

Das Konkurrenzsys-
tem wird uns gerne als 
" i n novationsfördernd " 
präsentiert: Das Gegen-
teil ist der Fall. Geforscht 
wird vor allem in Berei-
chen, die Profite verspre-
chen. Forschungsergeb-
nisse werden nicht aus-

getauscht, sondern durch 
Patente blockiert.

Produziert wird nur, 
was profitabel scheint. Es 
herrscht ein Chaos von 
Unter- bzw. Überpro-
duktion – gemessen an 
dem, was bezahlt werden 
kann; nicht unbedingt 
an dem, was Menschen 
brauchen. Bedürfnisse 
werden teilweise künst-
lich erzeugt; Produkte 
gezielt kurzlebig produ-
ziert („geplante Obsoles-
zenz“). Alles geschieht in 
dem Bestreben, im Wett-
bewerb die Nase vorne zu 
haben.

Dazu kommt noch, dass 
dem ganzen Wirtschafts-
system die Demokratie 
fehlt. Selbst dort, wo es 
Wahlen und Parlamen-
te gibt, haben diese kaum 
Einfluss darauf, was und 
wie produziert wird. Die 
Wirtschaft folgt ihren ei-
genen kapitalistischen 
Regeln. So entschei-
det eine kleine Minder-
heit von Kapitalist*innen 
weltweit über unsere Zu-
kunft – nur angetrieben 
von ihren kurzsichtigen 
Profitinteressen.

Wir sind inmitten einer globalen
Umweltkatastrophe. 
Die Frage ist nicht, ob es schlimm wird, 
sondern in welchem Ausmaß.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Klimakrise und Kapitalismus 
hängen untrennbar zusammen
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 FEin Sommerloch gibt es 
auch im Jahr 2019 für 
den Klimawandel nicht, 
außer eventuell jenem, 
das aufgrund der Brände 
in den Wäldern der 
Arktis und in Sibirien 
zurückbleibt. Doch neben 
den fatalen ökologischen 
Folgen des steten 
Temperaturanstiegs 
der letzten Jahre wird 
auch die soziale Frage 
immer brennender:
 F  Im Februar 2019 wurde 
durch eine Studie 
erstmals statistisch 
dargelegt, dass Migration 
und immer schwerwie-
genderer Klimawandel 
ursächlich in Verbindung 
stehen. Wo ein Tempera-
turanstieg zu verbreiteter 
Dürre und Wassermangel 
führt, sind Konflikte um 
bis zu 14% wahrscheinli-
cher als in vergleichbaren 
Gebieten. Ein Beispiel ist 
Syrien, das zwar durch 
den Krieg der letzten 
Jahre traurige Bekannt-
heit erlangte, doch dessen 
sozio-ökonomische 
Struktur auch maßgeb-
lich durch den Einfluss 
von Ernteausfällen 
unter Druck geriet.
 FAuch hierzulande hat die 
Klimakrise längst unsere 
Arbeitsplätze erreicht. 
Gerade Jobs, die nicht 
in klimatisierten Büros 
vonstattengehen (eine 
umfangreiche Studie 
hat 90% der Büros als 
zu heiß im Sommer 
eingestuft), sind von einer 
Erhitzung um wenige 
Grad schon massiv 
betroffen. So verstarb 
Mitte Juni in Österreich 
ein Bauarbeiter im 

Burgenland an den 
Folgen der Überhitzung.
 FDie Auswirkungen des 
Klimawandels auf das 
Eis der Polarkappen 
und die damit rasant 
zunehmenden Meer-
wassermassen sind 
beträchtlich: Vergleicht 
man 1992-2001, betrug 
die Eisschmelze der 
Antarktis 30 Gigatonnen 
pro Jahr. Zwischen 2005 
und 2012 lag sie schon bei 
147 Gigatonnen (spätere 
Einschätzungen lagen 
sogar bei 360). Das führt 
dazu, dass Küstengebiete 
unbewohnbar werden. 
Die Hauptlast für diese 
Problematik werden 
vor allem Menschen aus 
ärmeren Gebieten und 
sozialen Verhältnissen 
tragen. So schreibt auch 
der UN-Sonderbericht-
erstatter Alston, dass 
hunderte Millionen 
Menschen bis 2030 in die 
Armut getrieben werden, 
wenn nicht sofort 
Initiative ergriffen wird.
 FDie Agrarproduktion ist 
empfindlich auf 
den Klimawandel: 
2017 waren 34 der 51 
Nahrungsmittelkrisen 
wesentlich klimabe-
dingt. In Deutschland 
sanken 2018 die 
Getreideerträge wegen 
der Hitze um 16% (im 
Norden sogar um bis 
zu 31%) (Oxfam, 2019). 
Veränderte Wachs-
tumsbedingungen von 
Pflanzen  werden sich 
auf die Erträge negativ 
auswirken und, vor 
allem in Asien und 
Afrika, zu Hunger 
und Armut führen.

2015 haben 196 Staaten in 
den "Pariser Klimaverträ-
gen" beschlossen, Maß-
nahmen zu setzen, um 
die Erderwärmung bei ca. 
1,5° Celsius halten zu kön-
nen. Aktuelle Erkenntnis-
se der Polarforschung deu-
ten darauf hin, dass selbst 
damit der langfristige To-

talverlust des Grönland-
Eises nicht gesichert sein 
dürfte. Nichtsdestotrotz: 
Um innerhalb einer sol-
chen "+2°C-Welt" bleiben 
zu können, müsste der fos-
sile CO2-Ausstoß sofort 
und nicht erst "in der Zu-
kunft" massiv zurückge-
fahren werden.

Es mangelt nicht an Ide-
en und Konzepten. Die 
grundlegenden Techni-
ken, um Energie aus direk-
ter Sonneneinstrahlung, 
Wind, Wasserkraft und 
Biomasse zu nutzen, sind 
seit Jahrzehnten bekannt. 
Alle relevanten Anwen-
dungen sind bereits ver-
fügbar. Es bräuchte auch 
keine Übergangstechno-
logien mehr. Die heute er-
zielbaren Wirkungsgra-
de und Kosten-Nutzen-
Rechnungen sind tief be-
eindruckend. Die diversen 
Schwachstellen und Kin-
derkrankheiten von Sys-
temen der erneuerbaren 
Energieträger gehören der 
Vergangenheit an.

Die Förderung des öf-
fentlichen gegenüber dem 
privaten Verkehr wä-
re ebenso möglich und 

vor allem nötig. Produk-
te könnten langlebiger und 
solider gebaut werden. 
Firmen könnten sehr ge-
nau planen, was gebraucht 
wird. Eine solche Planung 
– wenn sie demokratisch 
organisiert in der gesam-
ten Wirtschaft und nicht 
nur in konkurrierenden 

Firmen geschehen wür-
de – könnte Unter- und 
Überproduktionen ver-
hindern. So müssten kei-
ne Nahrungsmittel mehr 
weggeworfen werden. Die 
neuesten Technologien 
könnten eingesetzt wer-
den, um Energie zu spa-
ren. Dass all das nicht an-
gegangen wird, hat seine 
Gründe im herrschenden 
Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystem.

Die jetzige Wirtschaft 
läuft gleichzeitig geplant 
und chaotisch ab. Die ein-
zelnen Unternehmen pla-
nen intern sehr genau, aber 
ohne sich mit anderen zu 
koordinieren. So kommt es 
zu Engpässen oder Über-
schuss. Es wird auch nicht 
geschaut, was tatsächlich 
gebraucht wird, sondern 
was profitabel verkauft 
werden kann. Und bei 
den Kosten berücksich-
tigen Unternehmen im-
mer nur die unmittelbaren 
Produktionskosten, wäh-
rend die Folgekosten für 
die Gesellschaft auf eben-
diese abgewälzt werden. 
Der Kapitalismus ist offen-
sichtlich nicht in der Lage, 

die Umwelt zu retten und 
angesichts der Klimakri-
se entsprechend radikal zu 
handeln. Er kann es nicht, 
da er sich selbst in Frage 
stellen müsste.

Um den Planeten für die 
Menschheit noch halb-
wegs zu erhalten, müssen 
wir ihn vor dem Kapita-
lismus retten. Denn wenn 
nur 100 Unternehmen 
weltweit für mehr als 70% 
des Treibhausgas-Aussto-
ßes seit 1988 verantwort-
lich sind, zeigt dies, dass 
unser Bemühen sinnlos 
sein wird, wenn sich dort 
nichts ändert. Es ist letzt-
lich alles eine Frage, wem 
die Wirtschaft gehört. Da-
mit wir sicherstellen kön-
nen, dass die Wirtschaft 
so funktioniert, wie es für 
Mensch und Natur sinn-
voll und erträglich ist, 
muss sie uns gehören. Wir 
brauchen die Enteignung 
der großen Konzerne und 
ihre Überführung in Ge-
meineigentum. Wenn sie 
uns - der gesamten Ge-
sellschaft - gehören, dann 
müssen und können wir 
auch entscheiden, was in 
welcher Menge und wie 
produziert wird. Dazu 
brauchen wir demokrati-
sche Strukturen, die die 
gesamte Wirtschaft und 
Gesellschaft durchdrin-
gen. Das geht weit über 
den bürgerlichen Parla-
mentarismus hinaus. Eine 
solche sozialistische Ge-
sellschaft könnte sowohl 
nachhaltig produzieren 
als auch Armut, Krieg und 
Elend wirkungsvoll zu-
rückdrängen.

In einer demokratisch 
geplanten Wirtschaft, in 
der wir alle mitentschei-
den, wären effektiver Um-

Zahlen und Fakten

Um den Planeten Erde für 

die Menschheit noch 

halbwegs zu erhalten,....

Klima retten = 
Kapitalismus 
abschaffen!
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Wer im Rahmen kapitalistischer Logik denkt, kommt 
rasch auf die Idee, die Wirkungsweise des Kapitalis-
mus zu nutzen, um diesen zum ökologischeren Han-
deln zu motivieren. Dazu gehören Konzepte wie Emis-
sionshandel und Ökosteuern. Das Problem: im Kapi-
talismus funktioniert das nicht! Der Emissionshandel 
ist als das marktwirtschaftliche Instrument zur Redu-
zierung von Treibhausgasen angepriesen worden. 1997 
einigte man sich in Kyoto auf eine Vereinbarung zum 
Emissionshandel für CO2 - doch das ganze scheiter-
te, weil es Firmen Wettbewerbsnachteile brachte und 
daher von „ihren“ Staaten praktisch ausgehebelt wur-
de. Die Herrschenden gerade in großen imperialisti-
schen Staaten wie den USA oder Russland sabotieren - 
wie beim Emissionshandel - Maßnahmen zur "Klima-
wende" zugunsten der entsprechenden einflussreichen 

Konzerne und dem angeblichen "nationalen Interesse".
Abgesehen von massivem Betrug gab es von Anfang 

an Schlupflöcher und Sondergenehmigungen und die 
Obergrenzen waren moderat. Für die Firmen war es also 
ein leichtes (und billig) auch weiterhin CO2 auszustoßen. 
Die Kosten werden ähnlich wie bei Ökosteuern einfach 
auf die Konsument*innen abgewälzt, die mehrheitlich 
ohnehin schon mit dem Druck von Sozialkürzungen und 
sinkenden Löhnen zu kämpfen haben. Der sogenannte 
„Lenkungseffekt“, den Ökosteuern eventuell und auch 
nur in beschränktem Ausmaß haben, ist außerdem oft 
ein unsozialer, weil zusätzliche Steuern Menschen mit 
niedrigem Einkommen weit stärker treffen, diese aber 
trotzdem oft nicht die Möglichkeit haben gesündere bzw. 
nachhaltigere Produkte zu verwenden.

Das grundlegende Problem ist die Konkurrenz: Be-
ginnt ein Konzern, wirklich umweltfreundlicher zu 
wirtschaften, hat er im Wettbewerb Nachteile. Das kann 
sich kein Unternehmen auf Dauer leisten. Die Folge ist 
der "Öko-Schmäh" des „Green Capitalism“ (Betrug mit 
scheinbarer Nachhaltigkeit usw.).

Der erste, der diesen Widerspruch in all seiner Klar-
heit wissenschaftlich fasste, war Karl Marx. In seinem 
Hauptwerk „Das Kapital“ beschreibt er die inneren Be-
wegungsgesetze des Kapitalismus. Diese treiben ihn da-
zu, auf der Jagd nach Profit ständig zu wachsen und da-
bei seine eigenen Grundlagen zu zerstören: „Die kapita-
listische Produktion entwickelt daher nur die Technik 
und Kombination des gesellschaftlichen Produktions-
prozesses, indem sie zugleich die Springquellen alles 
Reichtums untergräbt: die Erde und den Arbeiter.“ (Karl 
Marx: Das Kapital, Band 1, 1867) 

Marx zeigte auf, wie der Kapitalismus den Stoffwech-
sel zwischen Mensch und Umwelt beschädigt und warn-
te vor den katastrophalen Folgen. Kein Wunder al-
so, dass in der aktuellen Klimabewegung immer mehr 
Aktivist*innen auf der Suche nach Analysen und Ant-
worten, die der Tiefe der Klimakrise gerecht werden, auf 
Marx stoßen.

Grüner Kapitalismus – 
eine Unmöglichkeit

welt- und Klimaschutz 
möglich, weil es keine 
Klasse an Ausbeuter*innen 
mehr gäbe, die ein Inter-
esse an der Zerstörung des 
Planeten für Profit hat. Wir 
können einen massiven 
Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs sichern und so 
den Privatverkehr weitge-
hend unnötig machen. Wir 
können Jobs in Wohnnähe 
(oder nachhaltigen Wohn-
raum in Jobnähe) schaffen, 

somit langes Pendeln ver-
hindern und mehr Frei-
zeit schaffen. Wir können 
unnötige oder schlechte 
Produkte durch langlebige 
und nachhaltige ersetzen. 
Wir können alle techni-
schen Möglichkeiten nut-
zen und neue schaffen, um 
Energie zu sparen, Schad-
stoffe zu reduzieren, öko-
logischere Produkte oder 
Produktionsabläufe einzu-
setzen, die derzeit aus Pro-
fitgründen in den Schub-
laden bleiben. Nur auf der 
Grundlage einer demo-
kratischen Planung in ei-
ner von echter Demokratie 
durchdrungenen Gesell-
schaft besteht die Chance, 
dass wir weltweit mit den 
Folgen des Klimawandels 
halbwegs zurecht kommen 
werden. Langfristig kön-
nen verursachte Schäden 
teilweise wieder verringert 
werden, wenngleich auch 
vieles nicht mehr rück-
gängig gemacht werden 
kann.

Umweltschutz wird ge-
rade von Rechten, die 
den Klimawandel ger-

ne leugnen (oder so-
gar als positiv verklä-
ren), oft als modernisie-
rungsfeindlich dargestellt. 
Ja, es gibt mitunter die-
se Umweltaktivist*innen, 
die meinen, dass wir wie-
der auf vorindustrielle Le-
bens- und Produktions-
weisen zurückkehren soll-
ten. Das ist nicht nur un-
realistisch, unter anderem 
weil die Infrastruktur der 
Industriegesellschaft er-

halten werden muss, um 
Katastrophen während ih-
res Verfalls zu verhindern, 
sondern auch schlichtweg 
nicht wünschenswert. 
Saubere Spitäler, die Mög-
lichkeit zu reisen, warme 
Wohnungen, gute Ernäh-
rung, das Internet etc... 
Auf all das wollen wir zu 
Recht nicht verzichten. Ein 
Leben in Würde, wo alle 
unsere Grundbedürfnisse 
gestillt sind, ist unser al-
ler Recht. Wir sind für ei-
ne Gesellschaft, in der alle 
Menschen haben, was sie 
brauchen. Damit meinen 
wir aber nicht, dass alle 
mit dem SUV herumfahren 
oder noch mehr Wegwerf-
produkte erzeugt werden.

Die Antwort auf die Fra-
ge, ob Menschen in einer 
demokratischen, ökologi-
schen, sozialistischen Ge-
sellschaft auf etwas ver-
zichten müssen, lautet also: 
Ja und Nein. Für die Mehr-
heit der Menschen wird ei-
ne solche Gesellschaft ei-
ne deutliche Verbesserung 
ihres Lebens bringen, weil 
Hunger, Krieg und Aus-

beutung langfristig abge-
schafft werden können. 
Verzichten müssen v.a. je-
ne, die jetzt unverschämt 
reich sind und auf Kosten 
anderer leben. Aber auch 
unser aller Leben wird sich 
verändern. Ohne Dauer-
werbung der Modeindust-
rie, der Telekomindustrie, 
ohne Betrug der Autoin-
dustrie werden wir ande-
re Dinge wertschätzen als 
den Kauf von ständig neu-
er Kleidung sowie neuen 
Autos und Handys. Ohne 
profitorientierte Touris-
musindustrie, die uns ein-
redet, ständig von A nach B 
jetten zu müssen oder sich 
auf ein Kreuzfahrtschiff zu 
pferchen, können wir Ar-
ten zu Reisen und Urlaub 
machen entwickeln, wel-
che unser Bedürfnis nach 
dem Erkunden des Plane-
ten mit dessen Bedürfnis-
sen miteinander in Ein-
klang bringen. Wenn wir 
in diesem Zusammenhang 
von "Wachstum" spre-
chen, dann meinen wir et-
was ganz anderes als die 
Kapitalist*innen. Für sie 
bedeutet es immer, um 
des Profites wegen mehr 
zu produzieren und dafür 
Mensch und Umwelt aus-
zubeuten. Wir meinen ein 
Wachstum an Lebensqua-
lität: gesundes Essen und 
Umwelt, stressfreies und 
selbstbestimmtes Arbeiten 
ohne langes Pendeln, so-
ziale Sicherheit und Mög-
lichkeiten für Freizeitge-
staltung.

Mit einer sinnvollen Pla-
nung und dem Einsatz al-
ler technischen Möglich-
keiten wird es möglich 
sein, dass jeder Mensch auf 
dem Planeten ein gutes Le-
ben hat, ohne dass dabei 
der Planet zerstört wird.

... müssen wir ihn vor dem 

Kapitalismus retten.

Zum Weiterlesen
"Können wir die Welt noch retten? 
20 Fragen und 20 Antworten"
2 €, bestellen unter slp@slp.at
Neue Broschüre der SLP, die sich mit den brennendsten 
Fragen der Klimabewegung beschäftigt und eine sozia-
listische Perspektive entwickelt.

Marx aktuell
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Müll trennen, Mehrwegfla-
schen verwenden, viel zu 
Fuß gehen, mit Öffis oder 
dem Rad fahren, auf Fleisch 
verzichten, Strom sparen 
und vieles mehr: Nichts ist 
falsch daran, sich zu be-
mühen, einen sorgsamen 
Umgang mit anderen und 
der Natur zu haben. Aber 
es muss uns dabei immer 
klar sein, dass die Verände-
rung unseres individuellen 
Verhaltens bestenfalls der 
berühmte Tropfen auf den 

immer heißer werdenden 
Stein ist. Wir brauchen Lö-
sungen auf der gesamtge-
sellschaftlichen Ebene.

Auf die etablierten Par-
teien können wir uns dabei 
nicht verlassen, soviel ist 
klar. Sie haben ihre Chance 
gehabt – und versagt. Ver-
schiedenste NGOs (Nicht-
regierungsorganisationen), 
von Greenpeace über den 
WWF bis hin zum Umwelt-
programm der Vereinten 
Nationen (UNEP), entstan-
den nicht zuletzt als Reak-
tion auf dieses Versagen. 
Doch letztendlich können 
diese Organisationen keine 
Lösungen anbieten außer 
(überspitzt gesagt): Spen-
de ein paar Euro, beruhige 
damit dein Gewissen und 

die NGO deines Vertrauens 
macht sich dafür stark, dass 
die Welt ein bisschen länger 
durchhält. Aber am grund-
legenden Problem der ka-
pitalistischen Profitwirt-
schaft wird nicht gerüttelt.

Es ist wichtig, wenn 
Wissenschafter*innen und 
Promis ihre Stimme er-
heben; aber es braucht 
vor allem die "normalen" 
Menschen, die nach dem 
Erkennen des Problems 
eine gemeinsame Strate-

gie entwickeln, wie sich 
die Situation nachhaltig 
verändern lässt. Die Wirt-
schaft funktioniert nicht 
ohne die Arbeiter*innen. 
Wenn wir nicht arbei-
ten, dann steht alles. Die 
Arbeiter*innen, also al-
le, die in Betrieben, in 
Büros, in Supermärkten, 
in Schulen, im Gesund-
heitswesen usw. arbeiten, 
sind eigentlich die stärks-
te Macht in der Gesell-
schaft. Die größten Ver-
besserungen der letzten 
Jahrzehnte wurden er-
reicht, als Arbeiter*innen 
und ihre Organisati-
onen, Gewerkschaf-
ten und die damaligen 
Arbeiter*innenparteien 
darum gekämpft haben.

Es stimmt, dass die Ge-
werkschaften in Öster-
reich und auch interna-
tional bei Umweltbewe-
gungen meist auf Seite der 
Betonierer*innen, der Um-
weltzerstörung gestanden 
sind. Als 1984 die Hain-
burger Au besetzt wur-
de, war es ausgerechnet 
die Gewerkschaft Bau-Holz 
(GBH), die am aggressivs-
ten gegen die „Ökos“ auf-
trat. Auch bei den Protes-
ten gegen das neue Mur-

kraftwerk sowie gegen die 
3. Piste am Flughafen Wien 
wird versucht, die Interes-
sen von Arbeiter*innen ge-
gen den Umweltschutz aus-
zuspielen. 

Doch es sind gerade 
Arbeiter*innen, die unter 
der Zerstörung der Umwelt 
besonders leiden: Gifte am 
Arbeitsplatz, verschmutz-
te Naherholungsgebiete, 
Wohnen an der Durch-
zugsstraße. Jobs werden 
durch den Kapitalismus 
und seine Krisen vernich-
tet, nicht durch Umwelt-
schutz-Maßnahmen. Aber 
die Gewerkschaftsführung 
folgt oft der Logik der Un-
ternehmen, die behaup-
ten, dass Umweltschutz 
Jobs vernichten würden. 

Während sie kein Konzept 
haben und keinen echten 
Kampf führen, um Stel-
lenabbau und Privatisie-
rungen zu stoppen, hoffen 
sie auf Jobs durch Groß-
projekte. Es gibt auch jene 
in der Gewerkschaftsfüh-
rung, die argumentieren, 
dass auch Umweltschutz 
Jobs schaffen kann. Doch 
das Argument ist nicht viel 
besser. Das Problem mit der 
Gewerkschaftsführung ist, 
dass ihre ganze Argumen-
tation sich innerhalb der 
kapitalistischen Logik be-
wegt. Um aber die Interes-
sen der Mitglieder und der 
Arbeiter*innenklasse als 
Ganzes wirklich nachhal-
tig zu vertreten, braucht 
es einen Bruch mit dieser 
starren, profitorientierten 
Logik.

Gewerkschaften sind jene 
Organisationen, die po-
tentiell die Macht haben, 
große Kämpfe und Streiks 
der Arbeiter*innen zu or-
ganisieren. Solche Maß-
nahmen brauchen wir, um 
dieses zerstörerische Sys-
tem und seine Profiteure 
aufzuhalten und die Wirt-
schaft umzuorganisie-
ren. Um das zu erreichen, 
braucht es aber auch ei-
ne starke gewerkschaftli-
che Linke, demokratische 
Strukturen in den Ge-
werkschaften und einen 
Bruch mit der SPÖ (und 
den anderen etablierten 
Parteien).

Ja, es geht darum, was 
jede*r Einzelne tun kann. 
Jede*r Einzelne kann et-
was zur Veränderung bei-
tragen, wenn er/sie sich mit 
anderen zusammenschließt 
und langfristig Widerstand 
organisiert, um das Sys-
tem, das für die Klimaka-
tastrophe verantwortlich 
ist, zu stürzen. Wir brau-
chen eine neue, echte so-
zialistische Partei, wel-
che die Kämpfe und Inte-
ressen von Arbeiter*innen 
und Jugendlichen bündelt. 
Die SLP steht als revolutio-
näre Partei für eine grund-
legende Veränderung der 
Gesellschaft. Wir arbei-
ten auch mit am Aufbau ei-
ner solchen breiten neuen 
Arbeiter*innenpartei mit 
demokratischen Strukturen 
und einem sozialistischen 
Programm als Motor für 
diesen Kampf. Und wir sind 
Teil einer internationalen 
sozialistischen Organisati-
on – weil der Klimawandel 
und der Kapitalismus nur 
gemeinsam und nur inter-
national bekämpft werden 
können! Der Aufruf zu ei-
nem "Generalstreik" für das 
Klima im September 2019 
kann eine weitere Etappe 
im Kampf sein. Wir wer-
den uns an der Gestaltung 
dieses Protesttags beteili-
gen, um über ein sozialisti-
sches Programm, demokra-
tische Strukturen und eine 
Kampfstrategie zu diskutie-
ren und zu kämpfen. Werde 
auch du mit uns aktiv!

 Klimakrise

Klimaschutz heißt Klassenkampf

Statt auf Promis oder NGOs zu setzen,
müssen wir auf unsere kollektive Stärke
als Arbeiter*innen vertrauen.
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Sexistisches Verhalten und 
Übergriffe sind auf Musik-
Festivals ein häufiges Pro-
blem. 

Viele Festival-Betreiber 
reagieren darauf zuneh-
mend mit der Bereitstel-
lung von sogenannten „Sa-
fe Spaces“. 

Historisch geht der Be-
griff zum einen auf die 
Schwulen- und Lesben-
bars der 60er zurück, die 
damals häufig die einzi-
gen Orte waren, an denen 
Menschen ihre Sexualität 
offen leben konnten. Zum 
anderen wurde der Begriff 

zu der Zeit von feministi-
schen Gruppen geprägt. Für 
sie waren Safe Spaces Räu-
me, um sich auszutauschen 

und auch, um sich politisch 
zu organisieren. Das war 
auch eine Reaktion auf das 
mangelnde Bewusstsein in 
der Linken und etablierten 
Arbeiter*innenbewegung.

Es ist sinnvoll, sichere 
Räume zu schaffen, in de-
nen versucht wird, die Un-
terdrückungsmechanis-
men dieser Gesellschaft 
nicht eindringen zu lassen. 
Wenn sich solche Struktu-
ren aber nur nach „innen“ 

wenden, gerät das „drau-
ßen“ leicht aus dem Blick-
feld. Festivalveranstalter 
können dann zu „Pausen-
räumen“ zurechtgestutzte 
Safe Spaces einrichten, oh-
ne sich dann um weiterfüh-
rende Konzepte wie An-
sprech-Teams kümmern zu 
müssen, die auf dem ganzen 
Gelände bei sexistischen 
Vorfällen eingesetzt werden 
– und damit den „Betrieb 
stören“ könnten.

Sexismus und andere Un-
terdrückungsformen müs-
sen aber in der ganzen Ge-
sellschaft bekämpft werden 
– besonders Gewerkschaf-
ten sind daher gefordert, 
sich in Schulen und Betrie-
ben gegen Diskriminierung 
einzusetzen.

Philipp Chmel

Safe Spaces reichen nicht

Wir wollen nicht nur sichere Räume,

sondern das ganze Gebäude.

„Über den Sinn und Zweck 
der berüchtigten ‚Wohl-
fühl-Schule‘ kann man 
lange diskutieren, wo-
rüber man jedoch nicht 
diskutieren kann ist, dass 
dein momentaner Um-
gang mit deinen Besu-
chern, Schüler wie auch 
Lehrer, echte Leben kostet 
[…], dass seit meinen fünf 
Jahren hier bei dir sich 
mindestens vier Personen 
selbst das Leben genom-
men haben.“ So Thomas 
Neuner bei seiner Matu-
rarede über die Zustände 
an der HTL Wels. Tatsäch-
lich sind Selbstmorde un-
ter Jugendlichen ein zu-
nehmendes Problem - un-
abhängig von Tote Mäd-
chen lügen nicht. Es ist die 
zweithäufigste Todesursa-
che bei Erwachsenen un-
ter 25. In Österreich ha-
ben 18.000 Jugendliche 
Selbstmordgedanken.

Jeder Selbstmord hat 
auch individuelle Gründe. 
Doch die Zunahme stress-
bedingter psychischer Er-
krankungen bei Jugend-
lichen zeigt einen Zusam-
menhang mit steigendem 
Stress im Bildungssystem 
auf. Besonders häufig tre-
ten Angststörungen und 
Depressionen auf. Ein Drit-
tel der Jugendlichen ist akut 
Burnout-gefährdet. 

Die „Reformen“ der letz-
ten Jahre erhöhten die Be-
lastung an den Schulen: 
Überfüllte Klassen und 
Lehrpläne einerseits, kon-

stanter Mangel an päda-
gogischem, sozialem und 
psychologischem Unter-
stützungspersonal ande-
rerseits. Für Schüler*innen 
vergeht kaum ein Schultag 
ohne Stress und Angst.

Gleichzeitig herrscht ein 
Gefühl der Sinnlosigkeit. 
Neuner nennt es einen 
Faustschlag, „wenn man 
realisiert, dass man sich 
sämtlichen Stoff des heuti-
gen Schultages in der hal-
ben Zeit selbst im Internet 
erarbeiten hätte können.“ 
Im Kapitalismus ist das 
Ziel der Bildung nicht, uns 
selbst zu kritisch denken-
den Menschen zu bilden. 
Der Leistungsstress soll 
uns disziplinieren, da-
mit wir in der Wirtschaft 
bestmöglich verwertba-
re kleine Rädchen werden. 
Wer das nicht mitmachen 
kann oder will, bleibt auf 
der Strecke. Das führt 
zu Burnout, Depression, 
Missbrauch leistungsstei-
gender Drogen, Selbstver-
letzung und, mit anderen 
Faktoren, schlimmsten-
falls zum Selbstmord.

Wir brauchen Schulst-
reiks fürs Klima auch an der 
Schule: gegen Leistungs-
druck und soziale Aussor-
tierung. In solchen Bewe-
gungen erkennen wir auch, 
dass wir nicht alleine sind 
– sondern gemeinsam mit 
anderen ein besseres Leben 
erkämpfen können.

 Manuel Schwaiger

Warum ich SLP-Mitglied geworden bin

Vor zwei Jahren hätte ich 
es für einen schlechten 
Scherz gehalten, hätte mir 
jemand gesagt, dass ich 
mal einer politischen Par-
tei beitreten würde. Für 
mich war Politik ein Un-
wort, weil politische Dis-
kussionen in meiner Fami-
lie immer in Geschrei en-
deten. Mein Bild von Poli-
tik war sinnloses Streiten. 
Damit wollte ich nichts zu 
tun haben. In der Schu-
le diskutierte ich aber gern 
ausführlich über alles und 

jeden. Bei meinem ers-
ten SLP-Treffen wurde mir 
dann klar, wie eine demo-
kratische politische Dis-
kussion auszuschauen hat. 
Ich habe mich sofort da-
rin verliebt, mit Gleich-
gesinnten auf Augenhöhe 
zu diskutieren. Vor allem 
Debatten über das Thema 
Gleichberechtigung liegen 
mir als Frau, die Teil der 
LGBTQIA+-Community ist 
und schon um die ganze 
Welt gereist ist, persönlich 
sehr am Herzen. Es hat ein 

bisschen gedauert bis mir 
klar wurde: All meine Mei-
nungen sind schön und gut, 
sie müssen aber auch reali-
siert werden. Dafür ist die 
SLP eine perfekte Anlauf-
stelle. Hier werden wich-
tige Themen, die unsere 
Gesellschaft beschäftigen, 
nicht nur aus einem sozia-
listischen, antikapitalisti-
schen Blickwinkel disku-
tiert, sondern auch Taten 
gesetzt, wie man bei der 
Pride in Linz gesehen hat.

Tina, , Studentin

Wenn Schule
tötet

Ryanair-Pilot*innen: „Piloten ist nichts verboten“ – 
außer gewerkschaftliche Organisation und ange-
messene Löhne, wenn es nach Ryanair-Chef Mi-
chael O’Leary geht. Dagegen streikten nun Rya-
nair-Pilot*innen in Irland, weitere Streiks ande-
rer Beschäftigter in Britannien und im spanischen 
Staat sind in Vorbereitung.

Held*innen des Monats
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Seit Juni kommt Hongkong 
nicht zur Ruhe. Die Massen-
proteste entzündeten sich 
an dem geplanten Ausliefe-
rungsgesetz der Regierung 
von Carrie Lam, welches 
dem chinesischen Regime 
weitreichende Möglichkei-
ten zur Verfolgung unlieb-
samer Oppositioneller ga-
rantieren sollte. Die dar-
auffolgende Polizeigewalt 
hat die Proteste bestärkt, 
sodass zeitweise über zwei 

Millionen Menschen an den 
Protesten teilnahmen. 2003 
genügte bereits eine De-
monstration mit 500.000 
Teilnehmer*innen, um den 
damaligen Regierungschef 
Tung Chee-hwa zu stürzen 
und den „Artikel 23“, eben-
falls ein repressives Polizei-
gesetz, zu verhindern. Der 
Fall der verhassten Regie-
rung Lam ist daher nur eine 
Frage der Zeit.

Der Mythos der unbe-
siegbaren „Kommunisti-
schen“ Partei Chinas droht 
damit zusammenzubre-
chen. In Hongkong ver-
sucht die Regierung, zu-
sammen mit der Spitze 
der chinesischen Diktatur, 
durch die schleichende An-
wendung des Kriegsrechts 
die Proteste zu unterbin-
den, Demonstrationen zu 
verbieten und die Bevölke-

rung einzuschüchtern. Am 
11. August wurde eine junge 
Demonstrantin von einem 
Gummigeschoss im Au-
ge getroffen und geblendet. 
Polizeiagent*innen haben 
im Stadtteil Tung Lo Wan 
als Demonstrant*innen 
verkleidet ein Feuer gelegt, 
um weitere Verhaftungen 
der Opposition und des als 
„Krawall“ verunglimpften 
Massenkampfes zu recht-
fertigen. Dies ist nur die 

Spitze des Eisberges der Po-
lizeigewalt. 

Die Tycoons der kapita-
listischen Metropole Hong-
kong stehen mehrheitlich 
auf der Seite der „Kom-
munistischen“ Partei Chi-
nas. Einige sind Partei-
Funktionär*innen wie der 
CEO des Finanzunterneh-
mens Newpower David T. 
C. Lie, der das Eingreifen 
der chinesischen Armee zur 
Niederschlagung der Pro-
teste gefordert hat. Der Un-
ternehmensverband Ame-
rican Chamber of Commer-
ce (AmCham) in Hong Kong 
schrieb in einer Presseaus-
sendung „Die AmCham 
Hongkong unterstützt das 
Recht der Hongkonger Be-
völkerung, friedlich ihre 
Sorgen auszudrücken. Al-
lerdings stehen wir Regie-
rungschefin Carrie Lam in 

der Ablehnung von Gewalt 
bei, wie sie gestern Abend 
in der Besetzung des Legco 
zum Ausdruck kam.“ Legco 
(Legislative Council) ist das 
Marionettenparlament von 
Hong Kong. Am 1. Juli wur-
de es von einer Gruppe von 
etwa 200 Jugendlichen ge-
stürmt.

Neben Polizei und KPCh 
sind die Hauptgegner*innen 
des Kampfes die sogenann-
ten Triaden, kriminelle 

Banden, die auch als „chi-
nesische Mafia“ bezeichnet 
werden. Am 21. Juli griff in 
der U-Bahn-Station Yuen 
Long eine Bande, unifor-
miert in weißen Hemden, 
eine Gruppe Protestieren-
der an und verletzte 45 Per-
sonen. Daraufhin protes-
tierten Verwaltungsange-
stellte im Netz gegen die 
korrupte Regierung und 
deren Zusammenarbeit mit 
kriminellen Gruppen, die 
für die Regierung mit fa-
schistischen Methoden ge-
gen die Opposition vorge-
hen.

Der Generalstreik am 5. Au-
gust war auch eine Reaktion 
auf diese Form der Gewalt 
gegen die Demokratiebe-
wegung. Das Bewusstsein 
der protestierenden Mas-
sen ist, wie bei den aller-

meisten Massenbewegun-
gen in dieser Zeit, oft kon-
fus und widersprüchlich. 
Manche hoffen auf Hil-
fe von Trump, andere neh-
men sich die französischen 
Gelbwesten zum Vorbild. 
Die Dynamik der Bewe-
gung zeigt aber, dass es die 
Arbeiter*innenklasse ist, 
die bereit ist, den Kampf um 
demokratische Rechte am 
konsequentesten zu führen: 
Alle Fraktionen des Kapi-
talismus habenAngst vor 
echter Demokratie. Nur die 
Arbeiter*innenklasse hat 
ein uneingeschränktes In-
teresse an vollen demokra-
tischen Rechten, das nicht 
vor Profitinteressen Kehrt 
macht. Und nur sie ist in der 
Lage, durch ihre Kampfme-
thoden echte Demokratie 
zu erkämpfen: Streiks und 
Besetzungen können die 
Basis für Räte bilden - re-
volutionäre und demokra-
tische Organe, durch wel-
che die Wirtschaft von den 
Beschäftigten selbst und im 
Interesse von Mensch und 
Natur, nicht von Profit, de-
mokratisch geplant werden 
kann. 

Leider war der General-
streik, dem sich 350.000 
Arbeiter*innen aus den 
meisten Branchen ange-
schlossen haben, nur un-
ausreichend koordiniert, 
da sich die Gewerkschaften 
entweder nur verbal soli-
darisierten oder sogar, wie 
im Fall der Peking-freund-

lichen gelben Gewerkschaft 
FTU, den Streik verurteil-
ten. Auch die Streikenden 
wurden von Bänden mit 
Holzstangen angegriffen. 
Allerdings wehrten sie sich 
und die Bandenmitglieder 
wurden zurückgeschlagen. 
Zentral für die Umsetzung 
der Ziele der Proteste ist da-
her, das steigende Bewusst-
sein für die Bedeutung des 
Instruments des Streiks zu 
nutzen - eine verschüttete 
Tradition, die in der aktu-
ellen Situation wiederent-
deckt wird. Dafür müssen 
schlagkräftige, demokrati-
sche und kämpferische Ge-
werkschaften geschaffen 
werden, aber auch Struktu-
ren, um sich gegen die Ge-
walt von Polizei und Tria-
den zu schützen.

Die Partei und Xi Jinping 
werden alles versuchen, um 
den Eindruck zu vermei-
den, dass sie und ihre Mari-
onetten durch Proteste und 
Streiks gestoppt werden 
können. Die Wahrschein-
lichkeit eines militärischen 
Eingreifens durch die chi-
nesische Armee ist zwar 
zurzeit gering, aber nicht 
ausgeschlossen. Die Revo-
lution kann daher nur er-
folgreich sein, wenn sie in 
die Volksrepublik getragen 
wird.

Sozialistische Aktion, 
Schwesterorganisation der 

SLP in China, Hongkong und 
Taiwan 

www.chinaworker.info

30 Jahre nach dem Massaker auf dem Tiananmen

erlebt Hongkong die größten Proteste seit 1989. 

Hongkong: 
Massenbewegung 
fordert Regime heraus
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Bei den Kommunalwah-
len in Seattle blasen Groß-
unternehmen zum Angriff. 
In allen 7 Bezirken haben 
es ihre Vertreter*innen bei 

den Vorwahlen in die zwei-
te Wahlrunde im Novem-
ber geschafft. Am stärksten 
bekämpfen die Großkon-
zerne der Stadt die Stadt-
rätin unserer Schwesteror-
ganisation (Socialist Alter-
native), Kshama Sawant. 
Der erfolgreiche Kampf 
für einen 15$ Mindestlohn, 
29 Millionen für leistbares 
Wohnen, sowie die Initi-
ative zur Besteuerung von 
Großkonzernen für sozi-

alen Wohnbau, die vom 
Stadtrat unter dem Druck 
Amazons wieder gekippt 
wurde, sind nur ein paar 
Gründe für den Hass der 

Kapitalist*innen. Allein in 
ihrem Wahlkreis 3 wur-
den Gegenkandidat*innen 
von der Handelskammer 
mit 1,5 Millionen $ finan-
ziert. Dennoch konnte Sa-
want mit über 35% der 
Stimmen und über 15% vor 
Egan Orion die Vorwah-
len als erste überstehen. 
Rund um die Themen Mie-
tobergrenzen, öffentlicher 
Wohnbau und Umwelt-
schutz im Interesse von 

Arbeiter*innen gelang es 
Socialist Alternative eine 
kämpferische Bewegung 
für einen sozialistischen 
Wahlkampf aufzubauen. 
Über 350 Freiwillige un-
terstützten Sawant, mach-
ten über 90.000 Hausbe-
suche, hängten Plakate, 
produzierten Buttons etc. 
Unterstützung kam von 15 
Gewerkschaften und 4.000 
Spender*innen brachten 
bei einer durchschnitt-
lichen 20$ Spende eine 
Summe von 290.000$ zu-
sammen. Dies stellt einen 
weiter wichtigen Schritt 
im Aufbau einer sozialis-
tischen Kraft dar. So eine 
ist letztendlich notwendig, 
um Armut, Umweltzerstö-
rung etc. nicht nur Seattle 
endgültig zu beenden. 

 Lukas Kastner 

USA: Sozialistin 
gewinnt Vorwahlen!

Nordirland: Werft besetzt

Gegen Stadtrat von Amazon & Co. -

Ein Wahlkampf der Arbeiter*innen! 

Mit Ursula von der Leyen, 
Christine Lagarde und 
Kristalina Georgiewa hat 
das vereinigte europä-
ische Kapital nun erst-
mals auch Frauen an sei-
ner Spitze. Viele libera-
le Feminist*innen und 
bürgerliche Medien fei-
ern dies als großen Fort-
schritt. Doch dies ist kein 
Erfolg für Frauenrech-
te, sondern eine Farce, 
die von der eigentlichen 
Kürzungspolitik der EU 
ablenken soll, die ins-
besondere Frauen trifft. 
Die Vergangenheit von 
Von der Leyen, Lagar-
de und Georgiewa zeigt 
klar, dass ihre Politik 
im Interesse des Kapitals 
steht und Frauenrech-
te angreift. Studien zei-
gen, dass Armut und Ar-
beitslosigkeit aufgrund 
des EU-Kürzungsdiktats 
rasant gestiegen sind. 
In Griechenland führte 
das zu einem Anstieg der 
Prostitution um 150% 
zwischen 2013 und 2015. 
Noch immer sind 23,3% 
der Frauen in der EU von 
Armut oder sozialer Aus-
grenzung bedroht. Von 
der Familienministerin 
Von der Leyen hatten ge-
ringverdienende Frauen 
gar nichts. Leeren Wor-
ten über den Ausbau der 
Kinderbetreuung folgten 
keine Taten – kein Wun-
der bei einer Ministerin, 
bei der zuhause „immer 
ein Kindermädchen da 
war“. Dafür vertrat sie in 

ihrer Rolle als Verteidi-
gungsministerin die In-
teressen des Kapitals in 
neokolonialen Ländern 
sorgsam - auf Kosten 
der lokalen Bevölkerung 
und insbesondere Frau-
en. Und die neue EZB-
Chefin? Lagarde wur-
de 2016 schuldig gespro-
chen, weil sie als Finanz-
ministerin ermöglicht 
hatte, dass sich ein Un-
ternehmer 400 Millio-
nen Euro an öffentlichen 
Geldern unter den Nagel 
riss. Auch ihr stehen ihre 
Klassenbrüder näher als 
ihre Geschlechtsgenos-
sinnen.

Die Europäische Union 
als solche steht für kei-
nen Feminismus außer-
halb einer kleinen bür-
gerlichen Elite. Sie ver-
tritt die Interessen des 
europäischen Kapitals 
und ihre Politik trifft 
insbesondere Frauen aus 
den untersten Schich-
ten. Der neue „pinke An-
strich“ mit Frauenquoten 
in Dax-Vorständen und 
Kapitalvertreterinnen-
posten soll die tatsäch-
liche Politik der EU und 
ihre realen Folgen ver-
schleiern. Doch Profitin-
teressen sind nicht mit 
einem wirklichen Femi-
nismus für die Mehrzahl 
aller Frauen vereinbar, 
der tatsächlich für ihre 
Rechte und Bedürfnisse 
einsteht!

Celina Brandstötter

EU goes 
„feminist“ ?!

In Nordirland besetz-
ten Arbeiter*innen die 
Werft von Harland und 
Wolff und fordern ihre 
Wiederverstaatl ichung. 
Auch die Gewerkschaft 
hat diese Forderung auf-
gegriffen. Die Werft ist 
die Größte des UK - die 
Titanic wurde hier ge-
baut. Die Socialist Party 
(SP), Schwesterorgani-
sation der SLP in Irland 
und Nordirland, unter-
stützt den Kampf der 
Arbeiter*innen mit voller 
Kraft. Dabei überwindet 

sie auch die konfessio-
nelle Spaltung: SP-Ak-
tivistin Susan Fitzgerald 
spielt als Gewerkschafts-
sprecherin eine führende 
Rolle bei der Besetzung. 
Dass sie aus dem katho-
lisch geprägten Süden 
stammt, spielt für die 
mehrheitlich protestan-
tischen Arbeiter*innen 
jedoch keine Rolle. Susan 
und die SP organisierten 
auch Solidarität für die 
Besetzung bei der Pride 
Parade in Belfast.

www.socialistparty.ie 

Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Tagelange Massenproteste 
in Puerto Rico fegten den 
Governor aus dem Amt. 
Seine Regierung hat mas-
siv gekürzt, privatisiert 
und sich selbst bereichert 

- gerade auch nach dem 
Hurrikan Maria. Die Mas-
sen Puerto Ricos leiden 
nicht nur unter dem Ko-
lonialismus der Vergan-
genheit, sondern werden 
noch heute besonders 
ausgebeutet, ohne volle 
demokratische Rechte zu 
besitzen. Aktivist*innen 
von Socialist Alternati-

ve (Schwesterorganisa-
tion der SLP in den USA) 
organisierten nicht nur 
Solidarität auf dem Fest-
land, sondern waren 
auch Teil der Bewegung 
auf der Insel. Sie forder-
ten auf Flugblättern u.a.: 
vollkommene Finanzie-
rung des Wiederaufbaus, 
Rücknahme aller Kür-
zungen und Streichung 
der Kolonialschulden. 
Dafür gilt es nach dem 
Fall der Regierung wei-
terzukämpfen. 

www.socialistalternative.com

Brasilien
Die Amazonas-Brände tra-
ten auch Proteste gegen 
Klimakiller Bolsonaro los. 
Dessen Politik im Interes-
se der Großkonzerne ver-
schlimmert die Lage im 
Regenwald massiv. Liber-
dade, Socialismo e Revo-
lução, die Schwesterorga-
nisation der SLP in Brasi-
lien ist dabei in der ersten 
Reihe. In Sao Paolo orga-
nisierten sie z.B. Proteste 
mit dem Motto: „Rettet die 
Umwelt, zerstört das Sys-
tem!“

www.lsr-cit.org

Puerto Rico: Proteststurm
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Große Aufgaben international!
Vom 12.-16.8. fand ein Tref-
fen des internationalen 
Führungsgremiums des 
CWI, des IEKs (Internati-
onales Exekutivkomitee), 
mit Teilnehmer*innen aus 
25 Ländern von allen Kon-
tinenten statt. Im Zentrum 
standen politische Aufga-
ben und die Krise des CWI, 
der internationalen Orga-

nisation der SLP, und deren 
Folgen.

Hintergrund ist die kom-
plizierte objektive Lage. Die 
Arbeiter*innenklasse und 
die unterdrückten Massen 
stehen weltweit Angriffen 
der kapitalistischen Klassen 
gegenüber sind aber bisher 
nicht in der Lage, diese zu 
stoppen und in die Offen-
sive zu gehen. Trotz gro-
ßer Bewegungen herrscht 
bei Vielen ein Gefühl der 
Niedergeschlagenheit. Das 
spiegelt sich in der Schwä-
che vieler linker Parteien 
und dem Aufstieg rechter 
Organisationen wider.

Die Krise des kapitalis-
tischen Systems reduziert 
den Spielraum für die Ge-
werkschaftsführungen 
auf ihrer Suche nach Lö-
sungen im Rahmen des 
Kapitalismus – Die Fol-
ge sind Sabotage und Ver-
rat an den Arbeiter*innen. 
Das macht die Arbeit um 

und in den Gewerkschaf-
ten nicht weniger wichtig 
für Marxist*innen. Doch 
es bedeutet auch, dass vie-
le Arbeiter*innen und Ju-
gendliche sich in Bewegun-
gen außerhalb der traditio-
nellen Kanäle politisieren – 
in Bewegungen wie jene um 
Frauen, LGBTQ+ und Kli-
ma.

Diese Entwicklungen, 
ihre Form und ihren Cha-
rakter waren zentral in der 
Debatte, die im CWI seit 
November 2018 entbrann-
te. Die bisherige internati-
onale Führung zwischen 
den Treffen des IEKS, das 
Internationale Sekretari-
at (IS), unterschätzte diese 
Entwicklung massiv. An-
statt aus der erfolgreichen 
Arbeit von Sektionen zu 
lernen zog sich die Mehr-
heit der IS-Mitglieder in 
eine Fraktion und auf eine 
„Bunkerstellung“ zurück. 
Eine Reihe von Sektionen 
des CWI, die gestern noch 
für ihre Arbeit geprie-
sen worden waren, wur-
den massiver politischer 
Fehler bezichtigt. Es wur-
de behauptet, sie würden 
die revolutionäre Rolle 
der Arbeiter*innenklasse 
nicht mehr sehen, die Be-
deutung der Gewerk-
schaften negieren, hätten 

den Aufbau der revoluti-
onären Partei beendet und 
wären von „kleinbürger-
lichen“ Ideen dominiert. 
Ein ernsthafter Blick auf 
die Arbeit und Materialien 
der beschuldigten Sektio-
nen beweist das Gegenteil.

Es folgte eine harte De-
batte in der immer deut-
licher wurde, dass die 

Vertreter*innen dieser 
Minderheit rund um das 
IS schon länger den Er-
eignissen hinterher hink-
ten. Ihre Analysen wur-
den oberflächlich und ihr 
Agieren übervorsichtig. 
In Kombination mit ih-
rem bürokratischen Agie-
ren in der Debatte (die von 
ihnen v.a. auf der Basis 
von aus dem Zusammen-
hang gerissenen Zitaten 
bestand und die demokra-
tischen Strukturen igno-
rierte) steuerten sie auf die 
Spaltung des CWI hin. Die 
Mehrheit stellte sich ge-
gen eine solche unnötige 
und angesichts der politi-
schen Herausforderungen 
kriminelle Spaltung. Wir 
sind der Meinung, dass 
die Differenzen über Ein-
schätzungen und Taktik 
weiter diskutiert werden 
hätten können. Doch die 
Minderheitsfraktion ging 
so weit, in einem Tref-

fen im Juli das CWI, „neu 
zu gründen“, sich den Na-
men, die Homepage und 
die Ressourcen unter den 
Nagel zu reißen und de 
facto die Mehrheit der 
Sektionen und Mitglieder 
auszuschließen!

Wir bedauern diese Ent-
wicklung, doch wir müs-
sen sie zur Kenntnis neh-
men. Die Mehrheit des 
CWI ist in rund 35 Län-
dern vertreten und hat in 
den meisten bisherigen 
Sektionen und Gruppen 
des CWI die Mehrheit bzw. 
alle Mitglieder hinter sich.

Das kapitalistische Sys-
tem ist in einer tiefen glo-
bale Krise. Die wirtschaft-
liche Krise von 2007 ist 
nicht überwunden und die 
nächste steht bevor. Hinzu 
kommt eine tiefe politi-
sche Krise. Der Marxismus 
ist das einzige analytische 
Werkzeug um die Wider-
sprüche des Systems zu 
erklären und einen Weg 
vorwärts zu zeigen. Die 
Arbeiter*innenklasse ist 
die einzige Kraft, die die 
Gesellschaft fundamen-
tal verändern kann. Über 
viele Jahre hat das CWI auf 
Basis von korrekten Ana-
lysen mutige Schritte ge-
setzt, um die revolutio-
nären Kräfte aufzubauen. 
Die Spaltung ist ein Rück-
schlag – aber kein unüber-
windbarer. Im Gegenteil 
baut die Mehrheit des CWI 
auf den besten Traditionen 
und Methoden des CWI 

auf. Die Grundlage unse-
rer Arbeit ist die Methode 
des Marxismus, die Ide-
en und Methoden von Le-
nin und Trotzki und das 
Verständnis um die Rolle 
der Arbeiter*innenklasse. 
Teil unseres Kampfes 
ist der Aufbau der Ge-
werk scha f tsbeweg u ng 
und deren Transformati-
on in kämpferische und 
demokratische Organi-
sationen. Wir beteili-
gen uns am Aufbau von 
neuen Formationen der 
A rb eiter*i n nen k l a s se. 
Gleichzeitig sind wir Teil 
von Bewegungen außer-
halb dieser traditionellen 
Kanäle, tragen sozialis-
tische Ideen hinein, ent-
wickeln Bewusstsein mit 
der Übergangsmethode 
und verbinden diese mit 
der Arbeiter*innenklasse, 
ihren Organisationen 
und dem Kampf für ei-
ne sozialistische Gesell-
schaft. All das tun wir in 
einer Organisation mit 
demokratischen Struk-
turen und unter aktiver 
Einbindung der Mitglie-
der und einer kollektiven 
Führung. Die Mehrheit 
des CWI ist bereit, diesen 
Kampf zu führen. Wir bli-
cken mit Vertrauen und 
Optimismus in die Zu-
kunft, um die notwendi-
gen Schritte in Richtung 
einer internationalen re-
volutionären Alternative 
zu setzen.

Auf Basis der Erklärung der 
Mehrheit des CWI

Nach der Krise im CWI stehen nun große Aufgaben 

für Sozialist*innen aus der ganzen Welt vor uns!
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1 In Oberösterreich, 
wo die SLP bei den 
Wahlen kandidiert, 

möchten wir eine antika-
pitalistische Alternative 
am Stimmzettel bieten. Die 
ÖVP hat alleine letztes Jahr 
62 Mio. Förderungen erhal-
ten. Wir sind unabhängig 

vom Staat, im Wahlkampf 
aber umso mehr auf Spen-
den angewiesen. Plakate, 
Flyer und Aktionen kosten 
Geld.

2 Die SLP hat in Ober-
österreich zahl-
reiche Kampag-

nen durchgeführt. Von 
der Organisierung der 
Pride in Linz mit 1500 
Teilnehmer*innen, Protes-
ten in Vöcklabruck gegen 

Kürzungen im Sozialbe-
reich bis Solidaritätsaktio-
nen bei den Warnstreiks der 
Metaller*innen. Eine Spen-
de ermöglicht es uns, hier 
weiter so aktiv zu sein.

3 Unser Ziel ist, den 
Kapitalismus zu 
stürzen. Klar sind 

wir ein rotes Tuch für Bos-
se, die Millionen an ÖVP 
bis Neos spenden. Um un-
abhängig vom Einfluss der 
Wirtschaft zu bleiben, sind 
wir auf deine Spende ange-
wiesen.

4 Die SLP hat zahl-
reiche Schwester-
organisationen in 

rund 30 Ländern, unse-
re Genoss*innen sind zB. 
bei der revolutionären Be-

wegung im Sudan aktiv 
oder beteiligen sich an den 
Massenprotesten in Hong 
Kong. In autoritären oder 
neokolonialen Ländern 
ist die politische Arbeit 
viel schwieriger. Mit einer 
Spende kannst du diese 
Arbeit unterstützen.

5 Bei uns gibt es keine 
Privilegien, denn die 
Funktionär*innen 

der SLP bekommen 
höchstens den Lohn  
von durchschnittlichen 
Facharbeiter*innen - im 
Gegensatz zu den etablier-
ten Parteien, deren Funk-
tionäre so viel verdienen, 
dass sie keinen Bezug zum 
Leben mit normalem Ein-
kommen haben. Spen-
den an die SLP finan-
zieren keine luxuriösen 
„Dienst“wagen, sondern 
wichtige politische Arbeit.
hen. Dafür brauchen wir 
kämpferische Gewerk-
schaften!

Fünf Gründe, warum...

... du für die SLP 
spenden solltest.

 F Schluss mit Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension 
von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung 
der vorhandenen Arbeit 
auf Alle bei vollem Lohn. 
Unbefristetes Arbeits-
losengeld und Pension 
dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt 
immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & 
Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitions-
programm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für 
Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes 
für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine 
gerechte Entlohnung und 
Verteilung der bezahlten 
und unbezahlten Arbeit! 
Flächendeckende 
kostenlose Betreuung 
von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch 

bezahlte Fachkräfte. 
Schluss mit Sexismus und 
Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen 
die Angriffe der radikalen 
Abtreibungsgegner auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwan-
gerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in 
allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen 
Gesetzen und Abschie-
bungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache 
für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen für die volle 
rechtliche, politische und 
soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.
 F Die Jugend braucht eine 
Zukunft. Statt Kürzungen 
und Privatisierung mehr 
Geld für Bildung, die sich 
nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und 
selbständige Menschen 
zum Ziel hat. Garantierte 
Lehrstellen & Jobs, von 
denen man leben kann, 
leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

 F Schluss mit der Diskrimi-
nierung, Stigmatisierung 
und Behinderung 
von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. 
Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung 
für Schwule, Lesben, 
Transgenderpersonen 
& Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen 
Methoden und privaten 
Sicherheitsdiensten, die 
nur die Interessen des 
Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat 
und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft 
bedeutet besonders heute 
Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und 
Bürokratie im ÖGB 
für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechts-
extreme Organisation wie 
Burschenschaften & auch 
die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migran-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlos-
senen Widerstand 

und den Aufbau einer 
politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine 
StellvertreterInnen-
politik, sondern wir 
brauchen eine neue 
starke, kämpferische 
sozialistische Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose & Jugendliche, 
deren VertreterInnen 
keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umwelt-
zerstörung, Armut & 
Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer 
Politik im Interesse 
von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit 
oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen 
Militärbündnissen. Nur 
internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewe-
gung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges 
Leben für Alle schaffen.
 F Keine Privatisierung 
der Gewinne und 
Verstaatlichung der 
Verluste. Es reicht nicht, 
die Finanzmärkte zu 

regulieren und inter-
nationale Institutionen 
wie EU, IWF & Weltbank 
zu reformieren. Wir 
brauchen eine echte 
Alternative zum Kapita-
lismus. Darum sind wir 
für die Überführung der 
Banken & Konzerne in 
öffentliches Eigentum 
unter demokratischer 
Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch 
geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & 
Profiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre 
Veränderung ist 
notwendig. Lediglich 
Reformen führen zu 
keinen grundlegenden 
Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung 
& die Jugend sind Kräfte, 
die den Bruch mit dem 
Kapitalismus & eine 
demokratische, sozi-
alistische Gesellschaft 
erkämpfen können.

Sozialistische LinksPartei  Wofür wir stehen

... begann am 1. September 1939 der 2. Weltkrieg. Die 
imperialistische und faschistische Politik Hitlers soll-
te dem Deutschen Reich eine Monopolstellung auf dem 
Kontinent sichern. Viel zu spät wurde der systemati-
schen Ermordung von Jüd*innen durch das Eingreifen 
der Alliierten etwas entgegengesetzt. Dieses Eingreifen 
erfolgte nicht aus antifaschistischen, sondern aus im-
perialistischen Motiven. Der 2. Weltkrieg, auch als Re-
aktion auf die Wirtschaftskrise der 1930er Jahre, hat-
te vor allem wirtschaftliche Gründe. Durch Zwangsar-
beit verdienten Großkonzerne in Folge enorm; Staaten 
sicherten sich Rohstoffe und Absatzmärkte. Krieg folgt 
im Kapitalismus immer einer eisernen Profitlogik, die 
auch über Millionen von Leichen geht.

Vor 80 Jahren...
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Rund 100 Unternehmen 
sind für über 70% des 
industriellen CO2 Out-

puts der letzten 30 Jahre 
verantwortlich. Darun-
ter die österreichische 
OMV. Eine Studie macht 
deutlich, dass selbst, 
wenn wir uns alle super 
klima-freundlich ver-
halten, der Klimawan-

del nicht in den Griff zu 
kriegen ist. Gleichzeitig 
machen sich Millionen 

Menschen stark fürs 
Klima. Sozialist*innen 
auf der ganzen Welt 
sind Teil dieser Be-
wegung. Es ist unsere 
Welt, unsere Zukunft – 
und unser Kampf. Zu-
rück zur OMV: Sie ist 

nicht nur verantwort-
lich für CO2 Emissio-
nen, sondern packelt 

auch mit Diktaturen. 
Schuld sind nicht die 
Beschäftigten der OMV, 
sondern die Firmenlei-
tung, die nur Profite im 
Fokus hat. Unsere Lö-
sung: Die OMV (und an-
dere Großßverschmut-

zer) müssen als erster 
Schritt von der öffent-
lichen Hand übernom-
men werden. Aber nicht 
nur das: Die Beschäftig-
ten und Vertreter*innen 
der Gesellschaft, von 
Umweltschutzorganisa-
tionen etc. müssen das 
Unternehmen verwal-
ten und führen. Dann 
stehen nicht mehr Ge-
winne, sondern siche-
re Jobs, gute Bezahlung 
UND ein Ende der Um-
weltzerstörung im Zen-
trum.

Klimawandel: Für 
eine sozialistische 
Alternative
Keine individuellen Lösungen für ein gesellschaftliches 

Problem, das in der kapitalistischen Wirtschaft wurzelt!

Termin
"Eine Welt 

zu 
gewinnen"

Meeting:
8. / 9. 

November,
ab  Uhr,
 Wien,

Gudrunstr. 

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Montag, 1900 Uhr  
in der ‘Stadtschenke’ 
Neutorgasse 22

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
in der ‘Alten Welt’  
Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Café Mayr’ 
Bahnhofstraße 1

WIEN

SLP Wien West 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
in der  
‘Zypresse’ 
7; Westbahnstraße  35a 
(Nähe Urban Loritz-Platz)

SLP Brigittenau 1 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau 2 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

Treffpunkte


